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Gesetz 

über weitere Stundung von Soforthilfeabgabe 
(Zweites Soforthilfeanpassungsgesetz — 2. SHAnpG). 

Vom 14. Februar 1952. 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

einziger Paragraph 

(1) Die §§ t und 7 des Gesetzes über die Stun¬ 
dung von Soforthilfeabgabe und über Teuerungs- 
zuschläge zur Unterhaltshilte (Soforthilfeanpassungs¬ 
gesetz — SHAnpG) vom 4. Dezember 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 934) gelten entsprechend für die am 
20. Februar 1952 fällige Rate der allgemeinen So¬ 
forthilfeabgabe sowie für etwaige weitere Raten 
dieser Abgabe. 

(2) Hat ein Abgabepflichtiger auf Grund des § 1 
Nr. 2 oder 3 des Sofoithilfeaiipassungsgesetzes die 
Teilstundung der am 20. November 1951 fälligen 
allgemeinen Soforthilfeabgabe beantragt, so gilt 
dieser Antrag im Zweifel zugleich als Antrag auf 
eine entsprechende Teilstundung im Sinne des 
Absatzes 1. 

(3) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 20. Fe¬ 
bruar 1952 ab in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 14. Februar 1952. 

Der Bundespräsident 
Theodor Heuss 

Der Bundeskanzler 
Adenauer 

Der Bundes minister der Finanzen 
Sch aller 
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Erste Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über die Errichtung 
eines Bundesaufsichtsamtes 

für das Vei sicherungs- und Bausparwesen 

(überleiluncjs- und Einrichtungsverordnung). 

Vom 13. Februar 1952. 

Auf Grund des § 10 Airs. 1 des Gesetzes über 
die Errichtung eines Bundosanlsichlsamles für das 
Versicherungs- und Ban sparwesen vom 31. Juli 1951 
(Bundesgc'setz.bl. 1 5. 480) verordnet die Bundes¬ 
regierung mit Ziisl.immnumg des Bundesrates: 

§ i 

Das ßundcsaufsühlsnml für das Versicherungs¬ 
und Bausparwesen ist als Bundesoberbehörde dem 
Bundosminisler für Wirtschaft naebgeordnet. 

§ 2 

(i) Die Aufsidilsbefugnisse über private Ver- 
si clierungsu nl.erneh men, deren Geschäftsbetrieb 
nicht durch die Satzung oder andere Geschäfts¬ 
unterlagen auf ein Land beschränkt ist oder die das 
Zonen am l des Roichsaufsichlsamles für das Ver¬ 
sicherungswesen i. Abw. im Zeitpunkt des Inkraft¬ 
tretens dieser Verordnung unmittelbar beaufsich¬ 
tigt, gehen zu dem nach § 9 des Gesetzes zu bestim¬ 
menden Zeitpunkt auf das Bundesaufsichtsamt über. 

f2) Soweit die dem Bundesaufsichtsamt gemäß 
§ 2 Abs. 1 des Gesetzes zustehenden Aufsichts¬ 
befugnisse nach Absatz 1 nicht übergehen, hat das 
Land die. Aufsicht zunächst weiter zu führen. Die 
AufsichtsbeJüynisso über diese Versicherungsunter- 
nehmen gehen auf das Bundesaufsiehlsamt über, 
sofern das Bundesaufsichtsamt nicht binnen sechs 
Monaten nach dem gemäß Absatz 1 bestimmten 
Zeitpunkt einen Antrag nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes 
stellt oder der Bundesminisler für Wirtschaft nicht 
innerhalb von b Monaten nach Stellung eines An¬ 
trages gemäß § 3 Abs. I des Gesetzes die Aufsicht 
mit Zustimmung der Landesregierung auf die zu¬ 
ständigen Landesbehörden überträgt. 

§ 3 

Wird die Aufsicht nach § 2 Abs. 2 von der zustän¬ 
digen Landesbehörde weitergeführt oder ihr nadi 
§ 3 Abs. 1 des Gesetzes übertragen, so ist diese 
Landesbehörde Aufsichtsbehörde im Sinne des 
Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten Ver- 
sicherungsunlomehmen und Bausparkassen (VAG). 

§ 4 

(1) Die Länder geben die Akten und Unterlagen 
über die vom Bundesaufsichtsamt zu beaufsich¬ 
tigenden Versidierungsuntornehmcn und Bauspar¬ 


kassen sowie die Generalakten, Karteien und das 
statistische Material zum Zeitpunkt des Übergangs 
der Aufsicht an das Bundesaufsichtsamt ab. Ent¬ 
sprechendes gilt, wenn das Bundesaufsichtsamt die 
Fachaufsicht über ein öffentlich-rechtliches Ver¬ 
sicherungsunternehmen nach § 4 des Gesetzes 
übernimmt. 

(2) Wird ein Antrag gemäß § 5 des Gesetzes 
zurückgenommen, so gibt das Bundesaufsichtsamt 
die -bei ihm vorhandenen Akten und Unterlagen 
der Versicherungsuntemehmen, die das Land in 
eigene Aufsicht übernimmt, zum Zeitpunkt des 
Übergangs der Aufsicht an das Land ab. Ent¬ 
sprechendes gilt, wenn die Aufsicht nach § 3 Abs. 1 
des Gesetzes auf die zuständige Landesbehörde 
übertragen wird. 

§ 5 

Der Bundesminister für Wirtschaft regelt im Ein¬ 
vernehmen mit den beteiligten Landesregierungen, 
welche Büchereien, Einrichtungs- und sonstigen 
Arbeitsgegenstände das Bundesaufsichtsamt von 
den Landesbehörden übernimmt, soweit deren 
Befugnisse auf den Bund übergehen. 

§ 6 

Bei dem Übergang von Aufsichlsbefugnissen 
gemäß §§ 3 bis 5 des Gesetzes hat das Bundes- 
aufsichtsamt den Zeitpunkt der Übernahme oder 
der Übertragung der Aufsicht im Bundesanzeiger 
mindestens zwei Wochen vorher bekanntzugeben. 

§ V 

(1) Übernimmt das Bundesaufsichtsamt die Auf¬ 
sicht nach § 2 oder die Fachaufsicht nach § 4 des 
Gesetzes über ein Unternehmen, so werden Ge¬ 
bühren nach § tOl VAG vom Zeitpunkt der Über¬ 
nahme an durch das Bundesaufsichtsamt erhoben. 

12) Wird die Versicherungsaufsicht nach § 3 
Abs. 1 des Gesetzes der zuständigen Landesbehörde 
übertragen, oder wird die Fachaufsicht nach § 5 
des Gesetzes wieder von der Landesbehörde über¬ 
nommen, so werden Gebühren nach § 101 VAG 
nur für den Teil des laufenden Haushaltsjahres 
erhoben, in dem das Bundesaufsichtsamt die Auf¬ 
sicht oder Fachaufsicht geführt hat. 

§ 8 

Die Ernennung der Mitglieder des Versicherungs¬ 
beirats und des Beirats für Bausparkassen wird 
in der Verordnung über das Verfahren des Bundes¬ 
aufsichtsamtes geregelt. 

§ 9 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 13. Februar 1952. 

Der Bundeskanzler 
Adenauer 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
Ludwig Erhard 
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Verordnung zur Änderung der Verordnung zur 
Durchführung des Körperschaflsteuergesetzes. 

Vom 11. Februar 1952. 

Auf Grund der §§ 23 und 23 a des Körpcrschaft- 
steucrgesetzes in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung und Vereinfachung des Einkommen¬ 
steuergesetzes lind des Körperschaftsteuergeselzes 
vom 27. Juni 1951 (Bundesgesclzbl. I S. 411) ver¬ 
ordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates: 

§ 1 

Die Verordnung zur Durchführung des Körper- 
schaftstcuergcsetzes in der Fassung vom 28. De¬ 
zember 1950 {Bundesgesclzbl. 1951 I S. 3«) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Im § 11 Ziffer 2 werden erselzt: 

a) im Buchstaben a 

„6 000 Deutsche Mark" 

durch „7 200 Deutsche Mark"; 

b) im Buchstaben b 

„4 000 Deutsche Mark" 

durch „4 800 Deutsche Mark", 
„3 000 Deutsche Mark" 

durch „3 600 Deutsche Mark", 
„1 200 Deutsche Mark" 

durch „1 440 Deutsche Mark", 
„ 500 Deutsche Mark" 

durch „ 600 Deutsche Mark". 

2. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 2 werden die Worte „Die Gefolg¬ 
schaft darf" ersetzt durch die Worte „Die 
Angehörigen des Betriebs (§ 10 Ziffer 1) 
dürfen"; 

b) in Ziffer 3 werden die Worte „Der Gefolg¬ 
schaft oder den Vertrauensmännern der Ge¬ 
folgschaft" ersetzt durch die Worte „Den 
Angehörigen des Betriebs (§ 10 Ziffer 1) oder 
den Arbeitnehmervertretungen des Betriebs". 

3. § 15 erhält die folgende Fassung: 

.,§ 15 

Allgemeines 

Bei der Veranlagung zur Körperschaftsteuer 
sind anzuwenden: 

1. die folgenden Vorschriften des Einkommen¬ 
steuergesetzes: 

§ 2 Absätze 2 bis 5, 

§ 3 Ziffer 10 Salz 1, 

§§ 4 bis 8, 

§ 9 Ziffern 1 bis 3 und G, 

§ 9 a, 

§ 10 Absatz 1 Ziffer 4, 

§ 11 , 

§ 13 Absätze 1 und 2, 

§ 14 Absatz 1, 

§ 15, 

§ 16 Absätze 1 bis 3, 

§ 17 Absätze 1, 2 und 5, 

§§ 18 bis 25, 

§ 29 Absätze 1', 2 und 4, 

§ 30, 


§ 31 Absatz 1, 

§ 35, 

§ 43, 

§ 44, 

§ 47, 

§ 49, 

§ 50 Absalz 1 Sätze 1, 2 und 4, Absätze 2, 
5 und 6. 

§ 7a des Einkommensteuergesetzes ist nur 
auf solche Körperschaften anzuwenden, 
deren Mitglieder oder Gesellschafter wäh¬ 
rend des Wirtschaftsjahrs, für das die Be¬ 
wertungsfreiheit in Anspruch genommen 
wird, zu dem im § 7 a Absatz 1 Satz 1 
des Einkommensteuergesetzes bezeichrieteu 
Personenkreis gehören. Liegen nicht bei 
allen Gesellschaftern oder Mitgliedern die 
Voraussetzungen des § 7 a Absatz 1 Satz 1 
des Einkommensteuergesetzes vor, so gilt 
§ 7 a des Einkommensteuergesetzes mit 
der Maßgabe, daß Bewertungsfreiheit von 
Aktiengesellschaften nicht, von anderen 
Körperschaften nur in Höhe des Hundert¬ 
satzes in Anspruch genommen werden 
kann, mit dem die Gesellschafter oder Mit¬ 
glieder, die die Voraussetzungen des § 7 a 
Absatz 1 Satz 1 des Einkommensteuer¬ 
gesetzes erfüllen, an der Körperschaft be¬ 
teiligt sind. Die Höchstgrenze der Abschrei¬ 
bung nach § 7 a Absatz 1 Satz 1 des Ein¬ 
kommensteuergesetzes für die Körperschaft 
beträgt auch in diesem Fall 100000 Deutsche 
Mark. § 50 Absatz 1 Sätze 1, 2 und 4, Ab¬ 
sätze 2, 5 und 6 des Einkommensteuer¬ 
gesetzes gilt entsprechend im Fall des § 2 
Absatz 2 des Gesetzes; 

2. die folgenden Vorschriften der Einkommen¬ 
steuer-Durchführungsverordnung: 

§§ 1, 2, 2 a, 

§§ 4 bis 13, 

§ 35, 

§ 36 Absätze 1 bis 3 und 5, 

§ 37, 

§ 39 Absatz 1 Satz 1, ferner Sätze 2 und 3 
entsprechend im Fall des § 5 Ab¬ 
satz 2 des Gesetzes, 

§§ 41, 42, 

§ 55, 

§ 58 a, 

§ 59 Absatz 2." 

4. Die Überschrift vor § 20 über dem Wort „Ver¬ 
sicherungsunternehmen“ erhält die folgende 
Fassung: 

„Zu § 11 Ziffer 2 des Gesetzes". 

5. Im § 24 Absatz 1 Satz 1 wird die Bezeichnung 
„(§ 11 Absatz 1 Ziffer 2 des Gesetzes)" ersetzt 
durch „(§ 11 Ziffer 2 des Gesetzes)". 

6. Die Überschrift vor § 26 erhält die folgende 
Fassung: 

„Zu § 11 Ziffer 5 des Gesetzes“. 

7. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält die folgende Fassung: 

„Förderung mildtätiger, kirchlicher, reli- 



96 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1952, Teil I 


giöser, wissenschaftlicher und der als be¬ 
sonders förderungswürdig anerkannten ge¬ 
meinnützigen Zwecke“. 

b) Im Absatz 1 wird die Bezeichnung „§ 11 
Absatz 1 Ziffer 5 und Absatz 2" ersetzt durch 
„§ 11 Ziffer 5". 

c) Im Absatz 3 erhält der erste Halbsatz die 
folgende Fassung: 

„Zuwendungen für die in den Absätzen 1 
und 2 bezeichneten Zwecke sind nur dann 
abzugsfähig,“. 

d) Im Absatz 4 wird die Bezeichnung „des Ab¬ 
satzes 3“ ersetzt durch die Bezeichnung „des 
Absatzes 2 oder des Absatzes 3 “. 

8. Nach § 26 wird der folgende § 26 a eingefügt: 

% ..§ 26 a 

Überleitungsvorschrift zum Spendenabzug 

(1) Soweit gemeinnützige Zwecke vor dem 
1. Juli 1951 als besonders förderungswürdig 
anerkannt worden sind, bleiben die Anerken¬ 
nungen aufrechterhalten. 

(2) Soweit Zweck und Form von Zuwendun¬ 
gen vor dem 1. Juli 1951 als steuerbegünstigt 
anerkannt worden sind, bleiben die Anerken¬ 
nungen aufrechterhalten. 

(3) Hat die Steuerpflichtige vor dem 1. Juli 
1951 Zuwendungen zur Förderung besonders 
anerkannter wissenschaftlicher und mildtätiger 
Einrichtungen gemacht und übersteigen ‘diese 
Zuwendungen und die vor dem 1. Juli 1951 
geleisteten anderen Zuwendungen im Sinn des 
§11 Ziffer 5 des Gesetzes zusammen den danach 
abzugsfähigen Betrag, so sind auf Antrag die 
vor dem 1. Juli 1951 gemachten Zuwendungen 
zur Förderung besonders anerkannter wissen¬ 
schaftlicher und mildtätiger Einrichtungen und 

t 


die im Kalenderjahr 1951 geleisteten weiteren 
Ausgaben im Sinn des § 11 Ziffer 5 des Gesetzes 
nach den bisherigen Vorschriften (§ 11 Ab¬ 
satz 2 des Gesetzes in der Fassung vom 28. De¬ 
zember 1950) abzugsfähig." 

9. § 27 wird gestrichen. 

10. Im § 29 wird nach dem Absatz 2 der folgende 
Absatz 3 angefügt: 

„(3) Auf öffentliche oder unter Staatsaufsicht 
stehende Sparkassen (§ 4 Absatz 1 Ziffer 4 des 
Gesetzes) ist der ermäßigte Steuersatz nach 
§■19 Absatz 2 Ziffer 1 des Gesetzes nicht an¬ 
zuwenden." 

11. Dem § 30 Absatz 2 wird der folgende zweite 
Satz angefügt: 

„Dies gilt entsprechend in den Fällen des § 2 
Absatz 2 des Gesetzes." 

12. Im § 33 Buchstabe b wird das Wort „soweit" 
durch das Wort „wenn" ersetzt. 

13. § 37 erhält die folgende Fassung: 

„§ 37 

Anwendungszeitraum 

Diese Verordnung ist erstmals für den Ver¬ 
anlagungszeitraum 1951 anzuwenden.“ 

§2 

Die Verordnung zur Durchführung des Körper¬ 
schaftsteuergesetzes in der Fassung vom 28. De¬ 
zember 1950 unter Berücksichtigung der sich aus 
§ 1 ergebenden Änderungen erhält die Bezeichnung 
„Verordnung zur Durchführung des Körperschaft¬ 
steuergesetzes 1951 (KStDV 1951)". 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 11. Februar 1952. 

Der Bundeskanzler 
Adenauer 

Der Bundes minister der Finanzen 
Schäffer 


* 
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Bekanntmachung t'er Neufassung 
der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung. 

Vorn 12. Februar 1952, 

Auf Grund des § 51 Absatz 3 des Einkommen¬ 
steuergesetzes in der Fassung vorn 17. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 33) wird nachstehend der 
WorI.)a \ 1 1 der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 
imlor Bei ücksichligung der Verordnung zur Ände¬ 
rung der Lohn s leu e r-D u rdiführung s Verordnung 
1950 vom 10. Dezember 1S51 (Bundesgesetzbl. I 
S, 918) bekunnlgemacht. 

Bonn, den 12. Februar 1952. 

1) e r B u n d e s m i n i s t erd e r F i n a n z c n 
Schüller 


Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 

in der Fassung vom 12. Februar 1952 (LtSDV 1952). 


I. Arbeitnehmer, 
Arbeitgeber, Arbeitslohn 
(§§ 1 bis 6) 

§ i 

Arbeitnehmer, Arbeitgeber 

(§ 1 Abs. 1 und 3, § 2 Abs. 3 Zi.fl. 4, § 19 EStG, 

§ 14 Abs. 2, 3 SlAnpG) 

(1) Ai bei l:ne Inner, die im Inland einen Wohn¬ 
sitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
sind, vorbehaltlich der- Vorschrift des § 40 Abs. 5 
unbeschränkt lohnsl.euerpllicht.ig. Ai beitnehmer, die 
wie Personen behandelt werden, die ihren gewöhn¬ 
lichen Aufenthalt im Inland haben (§ 38), sind eben¬ 
falls unbeschrankt lohnsieuorpflichtig. Die be¬ 
schrankte Lohnsleuorpfiicht richtet sich nach § 40. 

(2) Arbeitnehmer sind Personen, die in öffent¬ 
lichem oder privatem Dienst eingestellt oder be- 
schäitigt sind oder waren und die aus diesem 
Dienstverhältnis oder einem früheren Dienstver¬ 
hältnis Arbeitslohn beziehen. Arbeitnehmer sind 
auch die Rechtsnachfolger dieser Personen, soweit 
sie .Arbeitslohn aus dem trüberen Dienstverhältnis 
ihres Rechtsvorgängers beziehen. 

(3) Ein Dienstverhältnis (Absatz 2) liegt; vor, 
wenn der Angestellte (Beschäftigte) dem Arbeit¬ 
geber (öffentliche Körperschaft, Unternehmer, Ilaus- 
halisvorslancl) seine Arbeitskraft schuldet. Dies ist 
der Fall, wenn die tätige Person in der Betätigung 
ihres geschäftlichen Willens unter der Leitung des 
Arbeitgebers sieht oder im geschäftlichen Organis¬ 
mus des Arbeitgebers dessen Weisungen zu folgen 
verpflichtet ist. 

(4) Arbeitnehmer ist nicht, wer Lieferungen und 
sonstige Leistungen innerhalb der von ihm selb¬ 
ständig ausgeübten gewerblichen oder beruflichen 
Tätigkeit im Inland gegen Entgelt ausführt, soweit 
es sich um die Entgelte für diese Lieferungen und 
sonstigen Leistungen handelt (umsatzsteuerpflich- 
tige Entgelte). 


§ 2 

Arbeitslohn 

(§ 2 Abs. 3 Ziff. 4, §§ 8, 19, 24 EStG) 

(1) Arbeitslohn sind alle Einnahmen, die dem. 
Arbeitnehmer aus dem Dienstverhältnis oder einem 
früheren Dienstverhältnis zufließen. Einnahmen 
sind alle Güter, die in Geld oder Geldeswert be¬ 
stehen. Es ist gleichgültig, ob es sich um einmalige 
oder laufende Einnahmen handeln, ob ein Rechts¬ 
anspruch auf sie besteht und unter welcher Bezeich¬ 
nung oder Form sie gewährt werden. 

(2) Zum Arbeitslohn gehören: 

1. Gehälter, Löhne, Provisionen, Gratifikatio¬ 
nen, Tantiemen und andere Bezüge und 
Vorteile aus einem Dienstverhältnis; 

2. Wartegelder, Ruhegelder, Witwen- und 
Waisengelder und andere Bezüge und Vor¬ 
teile für eine frühere Dienstleistung, 
gleichgültig, ob sie dem zunächst Bezugs¬ 
berechtigten oder seinem Rechtsnachfolger 
zufließen. Bezüge, die ganz oder teilweise 
auf früheren Beitragsleistungen des Be¬ 
zugsberechtigten oder seines Rechtsvor¬ 
gängers beruhen, gehören nicht zum 
Arbeitslohn. 

(3) Zum Arbeitslohn, gehören auch: 

1. unbeschadet der Vorschriften des § 6 Ziff. 0 
und 7 Entschädigungen, die dem Arbeitneh¬ 
mer oder seinem Rechtsnachfolger als Er¬ 
satz für entgangenen oder entgehenden 
Arbeitslohn oder für die Aufgabe oder 
Nichtausübung einer Tätigkeit gewährt 
werden; 

2. Ausgaben, die ein Arbeitgeber leistet, um. 
einen Arbeitnehmer oder diesem nahe¬ 
stehende Personen für den Fall der Krank¬ 
heit, des Unfalls, der Invalidität, des Alters 
oder des Todes sicherzustellen (Zukunft¬ 
sicherung), auch wenn auf die Leistungen 
aus der Zukunftsicherung kein Rechtsan- 
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spiuch in 1 .1 (•! 1 1. Voraussetzung ist, daß der 
Arbeitnehmer der Zuknnflskheninq aus¬ 
drücklich oder stillschweigend zu stimmt. 
Diese Ausgaben gehören nur insoweit zum 
Arbeitslohn, als sie im Kalenderjahr insgo-. 
samt 3)2 Deutsche Mark übersteigen, über¬ 
nimmt der Arbeitgeber Ausgaben, die der 
Arbeitnehmer auf Grund einer eigenen 
gesetzlichen Verpflichtung zu leisten hat, 
so gehören diese Ausgaben in voller Höhe 
7,um Arbeitslohn. Ist bei Zukunftsicherung 
!ür mclircrc Arbeitnehmer oder diesen 
nahestehende Personen (SammelVersiche¬ 
rung, Pauschalvcrsiclicning) der für den 
einzelnen Arbeitnehmer geleisteter Teil der 
Ausgaben nicht in anderer Weiset zu er¬ 
mitteln, so sind die; Ausgaben nach der 
Zahl der gesicherten Arbeitnehmer auf 
diese atil/iileilen. Nicht zum Arbeitslohn 
gehören Ausgaben für die Zukuiiftsiche- 
nmg, die au! Grund gesetzlicher Vcrpflich- 
Umg geleistet werden, oder die nur dazu 
dienen, dem Arbeitgeber die Mittel zur 
Leistung einer dem Arbeitnehmer zuge- t 
sagten Versorgung zu verschaffen (Rück.- ! 
deckunq des Arbeitgebers); 

3. besondere Zuwendungen, die auf Grund j 
des Dienstverhältnisses oder eines frühe- j 
rer» Dienstverhältnisses gewährt: werden, 

/.. ß. Krankenz.uschiis.se; 

4. besondere Entlohnungen für Dienste, die 
über dir* regelmäßige Arbeitszeit hinaus 
geleislel werden, /.. ß. Entlohnung für Über¬ 
stunden, Oberschichten, Sonntagsarbeit. 
Die Vorschriften des § 32 a bleiben unbe- 
i üh r I.; 

5. Loim/.uschläge, die wegen der Besonderheit 
dm Arbeit gewährt werden; 

6. Entschädigungen für Nebenämter und 
Nebenbeschäftigungen im Rahmen eines 
Dienstverhältnisses. 

(4) Will der Arbeitgeber die auf den Arbeitslohn 
entfallende Lohnsteuer selbst tragen, so trat er sie 
aus dem Arbeitslohn zu berechnen, der nach Ab¬ 
zug der Lohnsteuer den ausgezahlfen Nettobetrag 
ergibt. 

§ 3 

Sachbezüge 

(§ 8'EStG) 

(1) Zu den Gütern, die in Geldeswert bestehen, 
gehört insbesondere der Bezug von freier Kleidung, 
freier Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Kost, De¬ 
putaten und sonstigen Sachbezügen, die aus einem 
Dienstverhältnis gewährt werden. Für die Bewer¬ 
tung der Sachbezüge sind die üblichen Mitlcdpreise 
des Verbrauchsorts maßgebend. 

(2) Die Obei linanzdireklionen buben nach Richt¬ 
linien des ßundesminislers der Finanzen für ihren 
Bezirk den Wei t der Sachbezüge festzusetzen und 
bekanntzugeben. 


§ 4 

Aufwandsentschädigungen, 

Reisekosten, durchlaufende Gelder 

(§ 3 Ziff. 11, § 19 Abs. 2 EStG) 

Zum steuerpflichtigen Arbeitslohn gehören nicht: 

1. die aus öffentlichen Kassen für öffentliche 
Dienste gewährten Aufwandsentschädigungen 
und Reisekosten. Zu den Aufwandsentschä¬ 
digungen der im öffentlichen Dienst angestell- 
ten Personen gehört auch der ausdrücklich zur 
Bestreitung des Dienstaufwands bestimmte 
Teil des Gehalts oder einer Zulage. Im öffent¬ 
lichen Dienst im Sinn dieser Vorschriften sind 
Personen angestelll, die sich ausschließlich 
oder überwiegend mit: öffentlich-rechtlichen 
(hoheitlichen) Aufgaben befassen. Zu den öffent¬ 
lich-rechtlichen Aufgaben gehören auch die 
Aufgaben der öffentlich-rechtlichen Religions¬ 
gesell schäften. Eine Aufwandsentschädigung 
Hegt insoweit nicht vor, als dem Empfänger ein 
Aufwand offenbar nicht in der Höhe der ge¬ 
wählten Entschädigung erwächst. Entschädi¬ 
gungen, die für Verdienstausfall und Zeitver¬ 
lust gezahlt werden, sind steuerpflichtiger 
Arbeitslohn; 

2. die Beträge, die den im privaten Dienst, angc- 
stcllten Personen für Reisekosten. (Tagegelder 
und Fahrtuuslagen) gezahlt werden, soweit sie 
die durch die Reise entstandenen Mehraufwen¬ 
dungen nicht übersteigen; 

3. die Beträge, die der Arbeitnehmer vom Arbeit¬ 
geber erhält, um sie für ihn auszugeben (durch¬ 
laufende Gelder) und die Beträge, durch die 
Auslagen des Arbeitnehmers für den Arbeit¬ 
geber ersetzt wenden (Auslagenersatz). 

§ 5 

Jubiläumsgeschenke 

(§ 3 Ziff. 14 EStG) 

(1) Zum steuerpflichtigen Arbeitslohn gehören 
außerdem nicht Jubiläumsgeschenke an Arbeitneh¬ 
mer, wenn sie 

1. anläßlich eines Arbeitnehmerjubiläums 

gegeben werden und die Höhe von 

a) drei Monatsbezügen, höchstens aber 
600 Deutsche Mark nicht übersteigen 
und deshalb gegeben werden, weil der 
Arbeitnehmer ununterbrochen 10 Jahre 
bei dem Arbeitgeber beschäftigt war, 

b) sechs Monatsbezügen, höchstens aber 
1200 Deutsche Mark nicht übersteigen 
und deshalb gegeben werden, weil der 
Arbeitnehmer ununterbrochen 25 Jahre 
bei dem Arbeitgeber beschäftigt war, 

c) neun Monalsbezügen, höchstens aber 
1800 Deutsche Mark nicht übersteigen 
und deshalb gegeben werden, weil der 
Arbeitnehmer ununterbrochen 40 Jahre 
bei dem Arbeitgeber beschäftigt war, 

d) einem Jahresgehalt, höchstens aber 
2400 Deutsche Mark nicht übersteigen 
und deshalb gegeben werden, weil der 
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Arbeitnehmer .ununterbrochen 50 Jahre 
bei dem Arbeitgeber beschäftigt war; 

2. anläßlich eines Firmenjubiläums gegeben 
werden, bei dem einzelnen Arbeitnehmer 
einen Monatslohn nicht übersteigen und 
deshalb gegeben werden, weil die Firma 
25, 50 oder ein sonstiges Mehrfaches von 
25 Jahren bestanden hat. 

(2) Liegen nicht alle im Absatz 1 genannten Vor¬ 
aussetzungen vor, so ist der ganze Betrag lohn¬ 
steuerpflichtig. 

§'ö 

Sonstige steuerfreie Einnahmen 

(§§ 3, 7 c EStG) 

Zum steuerpflichtigen Arbeitslohn gehören außer¬ 
dem nicht: 

1. die gesetzliche versicherungsmäßige Arbeits¬ 
losenunterstützung, die gesetzliche Arbeits¬ 
losenfürsorge und die gesetzliche Kurzarbei¬ 
terunterstützung ; 

2. Kapitalabfindungen auf Grund der gesetzlichen 
Rentenversicherung der Arbeiter und Ange¬ 
stellten, aus der Knappschaftsversicherung 
und auf Grund der Beamten-(pensions-)gesetze ; 

3. Renten, die auf Grund eines Versicherungs¬ 
vertrags oder aus Unterstützungskassen ge¬ 
zahlt werden, bis zu einem Betrag von insge¬ 
samt 600 Deutsche Mark jährlich, wenn die 
Renten insgesamt 3600 Deutsche Mark jährlich 
nicht übersteigen, übersteigen Renten aus 
Versicherungsverträgen und aus Unterstüt¬ 
zungskassen den Betrag von insgesamt 3600 
Deutsche Mark im Jahr, so mindert sich der 
Betrag von 600 Deutsche Mark um den Betrag, 
um den die Renten 3600 Deutsche Mark über¬ 
steigen; 

4. Bezüge, die auf Grund* gesetzlicher Vor¬ 
schriften aus öffentlichen Mitteln versorgungs- 
halber an Kriegsbeschädigte, Kriegshinter¬ 
bliebene und ihnen gleichgestellte Personen 
gezahlt werden, soweit es sich nicht um 
Bezüge handelt, die auf Grund der Dienstzeit 
gewährt werden; 

5. Geldrenten, Kapitalentschädigungen und Lei¬ 
stungen im Fleilverfahren, die auf Grund ge¬ 
setzlicher Vorschriften zur Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Schaden 
an Leben, Körper, Gesundheit und durch 
Freiheitsentzug gewährt werden; 

6. Entschädigungen auf Grund arbeitsrechtlicher 
Vorschriften wegen Entlassung aus einem 
Dienstverhältnis;. 

7. Übergangsgelder und Übergangsbeihilfen auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften wegen Ent¬ 
lassung aus einem Dienstverhältnis; 

8. Bezüge aus öffentlichen Mitteln oder aus Mit¬ 
teln einer öffentlichen Stiftung, die wegen 
Hilfsbedürftigkeit oder als Beihilfe zu dem 
Zweck bewilligt werden, die Erziehung oder 
Ausbildung, die Wissenschaft oder Kunst un¬ 
mittelbar zu fördern. Darunter fallen nicht 
Kinderzuschläge und Kinderbeihilfen, die auf 


Grund der Besoldungsgesetze, besonderer 
Tarife oder ähnlicher Vorschriften gewährt 
werden; 

9. Heiratsbeihilfen und Geburtsbeihilfen, die an 
Arbeitnehmer von dem Arbeitgeber gezahlt 
werden, übersteigt die Heiratsbeihilfe den 
Betrag von 500 Deutsche Mark, die Geburts¬ 
beihilfe den Betrag von 300 Deutsche Mark, 
so ist der übersteigende Betrag lohnsteuer¬ 
pflichtig; 

10. Weihnachtszuwendungen (Neujahrszuwendun¬ 
gen), soweit sie im einzelnen Fall insgesamt 
100 Deutsche Mark nicht übersteigen. Weih¬ 
nachtszuwendungen (Neujahrszuwendungen) 
sind Zuwendungen in Geld, die in der Zeit 
vom 15. November eines Kalenderjahres bis 
zum 15. Januar des folgenden Kalenderjahres 
aus Anlaß des Weihnachtsfestes (Neujahrs¬ 
tages) gezahlt werden; 

11. Zuschüsse des Arbeitgebers an den Arbeit¬ 
nehmer zur Förderung des Wohnungsbaues, 
soweit diese Zuschüsse beim Arbeitgeber 
nach § 7 c des Einkommensteuergesetzes ab¬ 
zugsfähig sind. 

II. Ausschreibung der Lohnsteuerkarten 
(§§ 7 bis 16) 

§ 7 

Verpflichtung der Gemeindebehörde und des 
Arbeitnehmers 

(§ 39, § 42 EStG) 

(1) Die Gemeindebehörde hat, soweit im Nach¬ 
stehenden nichts anderes bestimmt ist, auf Grund 
des Ergebnisses der Personenstandsaufnahme gleich¬ 
zeitig mit der Anlegung der Urliste (Urkartei) un¬ 
entgeltlich Lohnsteuerkarten mit Wirkung für das 
folgende Kalenderjahr für sämtliche Arbeitnehmer 
auszuschreiben, die im Zeitpunkt der Personen¬ 
standsaufnahme in ihrem Bezirk einen Wohnsitz 
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, gleich¬ 
gültig, ob sie zu diesem Zeitpunkt in einem Dienst¬ 
verhältnis stehen oder nicht. 

(2) Die Gemeindebehörde hat ferner auf Antrag 
Lohnsteuerkarten auszuschreiben: 

1. für alle Arbeitnehmer, die in die Urliste 
(Urkgrtei) aufzunehmen waren, ohne Rück-' 
sicht darauf, ob sie tatsächlich aufgenom¬ 
men worden sind, 

2. für die Arbeitnehmer, die in dem Ge¬ 
meindebezirk einen Wohnsitz oder’ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben, es sei 
denn, daß nach Ziffer 1 eine andere Ge¬ 
meindebehörde zuständig ist. 

(3) Soweit Arbeitnehmer einen mehrfachen Wohn¬ 
sitz haben, ist 

1. bei verheirateten Arbeitnehmern eine Lohn¬ 
steuerkarte regelmäßig von der Gemeinde¬ 
behörde des Orts auszuschreiben, an dem 
ihre Familie sich befindet, 

2. bei unverheirateten Arbeitnehmern eine 
Lohnsteuerkarte regelmäßig von der Ge- 
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meindobehörde des Orts auszuschreiben, 
von dem aus sie ihrer Beschäftigung nach¬ 
gehen. 

(4) Die Gemeindebehörde hat dom Vordruck der 
Lobnsteuerkarlo entsprechend jeweils in Worten die 
Steuerklasse ui:d hei Steuerklasse III die Zahl der 
beim Lohnsteuurabzug zu berücksichtigenden Kinder 
nach Maßgabe der Absätze 5 bis 9 zu bescheinigen. 

(5) Die Steuerklasse 1 ist bei nicht verheirateten 
(auch bei verwitweten und geschiedenen) Arbeitneh¬ 
mern zu bescheinigen, vorausgesetzt, daß nicht auf 
der Lohnsteuer!.ail.e die Steuerklasse II (Absatz 6 
Satz 3) oder Kinderermäßigung (Absatz 7) zu ver¬ 
merken ist. Dabei sind Arbeitnehmer, deren Ehe für 
nichtig erklärt ist, als geschieden anzusehen. 

(<>) Die Steuerklasse II ist bei verheirateten Ar¬ 
beitnehmern zu bescheinigen, wenn keine Kinder¬ 
ermäßigung (Absatz 7) zu vermerken ist. Als ver¬ 
heiratet sind auch dauernd getrennt lebende Ehe¬ 
gatten anzusehen. Die Steuerklasse II ist außerdem 
bei unverheiral.id.en Arbeitnehmern zu bescheinigen, 
die das 60. Lebensjahr oder, wenn sie verwitwet 
sind, das 50. Lebensjahr vollendet haben. 

(7) Bei Arbeitnehmern mit Kinderermäßigung ist 
die Steuerklasse III und die Zald, der Kinder, für die 
dem Arbeitnehmer Kinderermäßigung zustelit (§ 8 
Abs. 1 und 3), zu bescheinigen. 

(8) entfällt. 

(9) Für die Bescheinigung der Steuerklasse und 
bei Steuerklasse II t der Zahl der beim Lohnsteuer¬ 
abzug zu ber ücksidi ligeiulen Kinder (Absätze 5 bis 7 
und § 8) sind unbeschadet der Vorschriften der §§ 17 
und 18 die Verhältnisse zu Beginn des Kalender¬ 
jahres maßgebend, für das die Lohnsteuerkarte 
wirksam wird. 

(10) Ändert sich die Steuerklasse oder die Zahl 
der Kinder, für die dem Arbeitnehmer Kinderermä¬ 
ßigung zustehl, zwischen der Ausschreibung der 
Lohnsteuerkarto und dem Beginn des Kalender¬ 
jahres, für das die Lohnsteuerkarto wirksam wird, 
zuungunsten des Arbeitnehmers (z. B. durch Ehe¬ 
scheidung oder durch Tod eines Kindes), so ist der Ar¬ 
beitnehmer verpflichtet, die Berichtigung seiner Lohn¬ 
steuerkarto umgehend bei der Gemeindebehörde zu 
beantragen. Kommt er dieser Verpflichtung nicht 
nach, so ist die Berichtigung der Lohnsteuerkarte 
von der Gemeindebehörde von Amts wegen vorzu¬ 
nehmen. Der Arbeitnehmer hat zu diesem Zweck die 
Lohnsteuerkarto der Gemeindebehörde auf Ver¬ 
langen vorzulegen. 

§ 8 

Kindererinä ßi gung 

(§ 39 Abs. 4 EStG) 

(1) Dem unbeschränkt lolinsteuerpflichtigen Ar¬ 
beitnehmer (§ 1 Abs. 1) steht für Kinder, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, Kinder¬ 
ermäßigung zu, und zwar auch dann, wenn die 
Kinder eigene Einkünfte beziehen. Stehen beide 
Ehegatten in einem Dienstverhältnis, so steht die 
Kinderermäßigung sowohl dem Ehemann als auch 
der Ehefrau zu. 

(2) Dem unbeschränkt lohnskuiorpfliädigen Ar¬ 
beitnehmer (§ I Abs. ]) wird auf Antrag Kinder¬ 
ermäßigung gewährt für Kinder, die das 18. Lebens¬ 


jahr vollendet, aber das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, wenn sie auf Kosten des Arbeit¬ 
nehmers unterhalten und für einen Beruf ausge- 
bildet werden. Sind die Voraussetzungen für die 
Gewährung der Kinderermäßigung bei einem Ehe¬ 
gatten erfüllt, so wird die Kinderermäßigung auch 
dem anderen Ehegatten gewährt, wenn beide Ehe¬ 
gatten in einem Dienstverhältnis stehen und nicht 
dauernd getrennt leben. 

(3) Kinder im Sinn dieser Vorschriften sind: 

1. eheliche Kinder, 

2. eheliche Stiefkinder, 

3. für ehelich erklärte Kinder, 

4. Adoptivkinder, 

5. uneheliche Kinder (jedoch nur im Verhält¬ 
nis zur leiblichen Mutter), 

6. Pflegekinder. 

(4) Sind die Voraussetzlingen des Absatzes 2 
weggefallen, so ist der Arbeitnehmer verpflichtet, 
innerhalb eines Monats die Berichtigung seiner 
Lohnsteuerkarte zu beantragen, Kommt er dieser 
Verpflichtung nicht nach, so ist die Berichtigung von 
Amts wegen vorzunehmen. Der Arbeitnehmer hat 
zu diesem Zweck die Lohnsteuerkarte dem. Finanz¬ 
amt auf Verlangen vorzulegen. 

§ 9 

Kennzeichnung der Lohnsteuerkarten 

(§ 42 EStG) 

(1) Die I.ohnsleuerkarten sind von der Gemeinde¬ 
behörde mit den gleichen Nummern zu versehen, 
unter denen die Arbeitnehmer in der Urliste ein¬ 
getragen sind. Wird an Stelle der Urliste eine 
Urkartei geführt, so sind die ausgegebenen Lohn¬ 
steuerkarten laufend zu numerieren. 

(2) Zum Zeichen dafür, daß für einen Arbeit¬ 
nehmer eine Lohnsteuerkarte ausgeschrieben ist, 
sind in der Urliste unter der laufenden Nummer 
der Vermerk StK (Steuerkarte) und das Jahr, für 
das die Lohnsteuerkarte gilt, einzutragen. Wird 
eine Urliste nicht geführt, so ist die laufende Num¬ 
mer der Lohnsteuerkarte zugleich mit dem Vermerk 
SIK in der Haushaltsliste und außerdem in der 
Urkartei an der dafür vorgesehenen Stelle zugleich 
mit dem Jahr, für das die Lohnsteuerkarte gilt, ein¬ 
zutragen. Der Tag der Ausschreibung ist auf der 
Lohnsteuerkarte zu vermerken. 

(3) Das Muster der Lohnsteuerkarten wird von 
dem Bundesministcr der Finanzen jeweils bekannt¬ 
gegeben. Die für die Finanzverwaltung zuständigen 
obersten Landesbehörden und die Oberfinanzdirek¬ 
tionen sind berechtigt, Ausnahmen von den Absätzen 
1 und 2 zuzulassen. 

§ 10 

Aushändigung der Lohnsteuerkarten 
(§ 42 EStG) 

(1) Die Ausschreibung der Lohnsteuerkarten ist 
so durchzuführen, daß sich die Lohnsteuerkarten am 
1. Dezember im Besitz der Arbeitnehmer befinden. 

(2) Die Gemeindebehörde hat die Lohnsteuer¬ 
karten sofort nach der Ausschreibung durch ihr 
Außendienstpersonal oder durch die Post den Ar- 
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beilnehmei n miszuhändigon. Sie hat, sobald die 
Aushändigung dev Lohnsleuerkarfcn beendet ist, 
dies öM’enllith bokannlzumadion mit der Aufforde¬ 
rung, die Ausschreibung etwa fehlender Lolinsleuer- 
karten zu beantragen (t> 11). 

§ 11 

Verpflichtung des Arbeitnehmers 
(§ 42 EStG) 

Der Arbeitnehmer hat bei der nach § 7 zustän¬ 
digen Gemeindebehörde die Ausschreibung einer 
Lohnstouerkarto zu bcantragen: 

1. vor Beginn des Kalenderjahres, wenn ihm die 
Lohnsteuer karte nicht gemäß § 10 Abs. 2 zu¬ 
geht, 

2. vor Beginn eines Dienstverhältnisses, wenn die 
Lohnsteuerkalte nicht schon gemäß Ziffer i 
ausgeschrieben worden ist. 

§ 12 

Nachträgliche Ausschreibung von Lohnsteuerkarlen 

(§ 42 EStG) 

(1) Die Gemeindebehörde hat über Lohnstcuer- 
karlen, die sie ausschreibt, nachdem sie die Llrliste 
an das Finanzamt abgeliefert hat, ein Verzeichnis 
zu führen, das folgende Spalten enthalten muß: 

1. laufende Nummer, 

2. Name, Stand, Wohnort (Wohnung) des 
A rbei tneh m e rs, 

3. Familienstand, 

4. Tag der Ausschreibung der Lohnsteuer¬ 
karte, 

5. Bemerkungen. 

(2) Die nach Absatz 1 ausgeschriebenen Lohn¬ 
steuerkarlen hat die Gemeindebehörde den Arbeit¬ 
nehmern auszuhändigen. Die Gemeindebehörde ist 
verpflichtet, dem Finanzamt eine Abschrift des nach 
Absatz. 1 zu führenden Verzeichnisses vierteljährlich 
zur Ergänzung der Urliste (Urkartei) zu übersenden. 

§ 13 

entfällt. 

§ 14 

Mehrere Lohnsteuerkarten 

(§ 39 Abs. 6 Ziff. 2 EStG) 

(1) Die Gemeindebehörde hat einem Arbeitneh¬ 
mer, der Arbeitslohn aus mehreren gegenwärtigen 
oder früheren Dienstverhältnissen von verschie¬ 
denen Arbeitgebern erhält, eine zweite oder weitere 
Lohnsteuerkarte auszuschreiben. In diesem Fall hat 
die Gemeindebehörde auf der Vorderseite der 
zweiten oder weiteren Lohnsteuerkarte folgenden 
1 linzLuechnungsvermerk aufzunehmen: 

„Zweite (Dritte usw.) Lohnsteuerkarte 

Für die Berechnung der Lohnsteuer sind vor An¬ 
wendung der Lohnsteuerlabelle dem tatsächlichen 
Arbeitslohn Fügende Beträge hinzuzurechnen: 


monatlich 

wöchentlich 

täglich 

halbtäglich 

DM 

DM 

DM 

DM 


hundcrt(üni'/chii|sicbcnundzwanzig | fünt | drei" 


Eine zweite oder weitere Lohnsteuerkarte ist nicht 
auszuschrciben, wenn der aus mehreren Dienstver¬ 
hältnissen herrührende Arbeitslohn von derselben 
öffentlichen Kasse, d. h. von demselben Arbeitgeber 
gezählt wird (§ 49 Abs. 1 Satz 2), 

(2) Die Gemeindebehörde hat auf der Vorder¬ 
seite der ersten Lohnsfeuerkarte die Ausschreibung 
und den Tag der Ausschreibung der zweiten oder 
weiteren Lohnsteuerkarte zu vermerken und die 
Ausschreibung dem Finanzamt mitzuteilen. Auf der 
zweiten oder weiteren Lohnsteuerkarte ist der Tag 
der Ausschreibung ebenfalls zu vermerken. 

§ 15 

Weitere Anordnungen über die Lohnsteuerkarlen 
(§ 42 EStG) 

(1) Die weiteren Anordnungen und Bekannt¬ 
machungen über die Ausschreibung der Lohnsteuer¬ 
karten erlassen die Oberfinanzdirektionen. 

(2) Die Gemeinden sind verpflichtet, den Anwei¬ 
sungen des Finanzamts zur Durchführung der Lohn¬ 
steuer nachzukommen. Das Finanzamt kann erfor¬ 
derlichenfalls Handlungen im Sinn dieser Anwei¬ 
sungen selbst vornehmen. 

§ 16 

Verlust der Lohnsteuerkarte 
(§ 42 EStG) 

Verlorene, unbrauchbar gewordene oder zerstörte 
Lohnsteuerkarten werden durch die nach § 7 für die 
Ausschreibung der Lohnsteuerkarle zuständige Ge¬ 
meindebehörde gegen eine Gebühr von höchstens 
1 Deutsche Mark, die der Gemeinde zufließt, ersetzt. 


III. Änderung und Ergänzung 
der Eintragungen auf der Lohns teuerkarte 
(§§ 17 bis 28) 

§ 17 

Verbot privater Änderungen 

(§ 42 EStG) 

(1) Die Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte 
dürfen nicht ohne ausdrückliche Befugnis durch den 
Arbeitnehmer, den Arbeitgeber oder andere Per¬ 
sonen geändert oder ergänzt werden. 

(2) Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte, die 
nachweislich unrichtig sind, sind jederzeit auf An¬ 
trag durch die Behörde, die die Eintragung vorgo- 
nonim.cn hat, zu ändern, 

§ 18 

Änderung der Steuerklasse und der Zahl der Kinder 

(§ 39 Abs. 5, § 42 EStG) 

(!) Die zunächst nach § 7 auf der Lohnsteuerkarte 
bescheinigte Steuerklasse und die Zahl der beschei¬ 
nigten Kinder werden auf Antrag durch die Behörde, 
die die Lohnsteuerkartc ausgeschrieben hat, er¬ 
gänzt, wenn eine der Voraussetzungen gegeben ist, 
die in den Absätzen 2 und 3 vorgeschrieben sind. 
Hat der Arbeitnehmer nach Ausschreibung der 
Lohnsteuerkarte seinen Wohnsitz verlegt, so ist die. 
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Gemeindebehörde des neuen Wohnsitzes berechtigt 
und verpflichtet, die in den Absätzen 2 und 3 vor¬ 
gesehenen Ergänzungen vorzunehmen. 

(2) Weist ein Arbeitnehmer, auf dessen Lohn¬ 
steuerkarle die Steuerklasse I verzeichnet ist, nach, 
daß er infolge Eheschließung in die Steuerklasse II 
fällt, oder weist ein Arbeitnehmer, auf dessen Lohn¬ 
steuerkarte die Steuerklasse I, II oder III bezeichnet 
ist, nach, daß bei ihm die Steuerklasse III anzu¬ 
wenden ist und die Zahl der beim Steuerabzug zu 
berücksichtigenden noch nicht 18 Jahre allen Kinder 
nach dem Stichtag großer geworden ist als die aul 
der Lohnsteucrkurlo vermerkte Zahl, so ist die 
Lohnstcuerkarle entsprechend zu ergänzen. 

(3) Weisen Arbeitnehmer, auf deren Lohnsteuer¬ 
karte die Steuerklasse 1, II oder III bescheinigt ist, 
nach, daß Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet, 
aber das 25. Lebensjahr noch nicht, vollendet haben, 
auf ihre Kosten unterhalten und für einen Beruf 
ausgebildet werden (§ 8 Abs. 2), so ist auf der Lohn¬ 
steuerkarle außer der Steuerklasse die Zahl dieser 
Kinder zu bescheinigen. Dieser Antrag ist bei dem 
liir den Wohnsitz des Arbeitnehmers zuständigen 
Finanzamt zu stellen. 

§ 18 a 

Zeitliche Wirksamkeit 

(§ 39 Abs. 5, § 42 EStG) 

(1) Wird die Lohnsleuerkarle eines Arbeitneh¬ 
mers geändert (§ 17) oder ergänzt (§ 18), so ist der 
Zeitpunkt einzutragen, ab dem die Änderung oder 
die Ergänzung gilt. Als Zeitpunkt kommt der Tag 
in Betracht, .an dem alle Voraussetzungen für die 
Änderung oder die Ergänzung der Lohnsteuerkarte 
erstmalig vorhanden waren. Es darf jedoch kein 
Tag eingetragen werden, der vor dem Beginn des 
Kalenderjahres liegt, für das die Lohnsteuerkarte 
ausgeschrieben ist. 

(2) Hat die Änderung oder die Ergänzung der 
Lohnsteuerkarle durch Eintragung eines zurück¬ 
liegenden Zeitpunkts rückwirkende Kraft (Ab¬ 
satz 1), so wird zuviel einbehaltene Lohnsteuer auf 
Antrag durch das Finanzamt erstattet, soweit nicht 
nach § 28 Satz 2 eine Aufrechnung durch den Arbeit¬ 
geber geschieht. Das Finanzamt kann zuwenig ein¬ 
behaltene Lohnsteuer vom Arbeitnehmer nachfor¬ 
dern. Die Nachforderung unterbleibt, wenn sie 
unbillig wäre. 

§ 19 

Vermerk in der Urliste 

(§ 42 EStG) 

In den Fällen des § 17 Abs. 2 und § 18 hat die 
hiernach zuständige Behörde dafür zu sorgen, daß 
die Änderung in der Bemerkungsspalte der Urliste 
(Urkarlei) vermerkt wird. Zu diesem Zweck hat z. B. 

1. die Gemeindebehörde, wenn die Urliste bereits 
an das Finanzamt abgeliefert ist, diesem eine 
von ihr vorgenommene Änderung zum Ver¬ 
merk in der Urliste (Urkartei) mitzuteilen, 

2. das Finanzamt, wenn die Urliste bei ihm noch 
nicht eingegangen ist, eine von ihm vorge- 
nommene Änderung nach Eingang der Urliste 
in dieser nachzutragen. 


§ 20 

Erhöhte Werbungskosten und Sonderausgaben 

(§§ 7 c, 7 d, 9, 9 a, 10, 10 b, 12, 41 EStG) 

(1) Weist der Arbeitnehmer nach, daß die Wer¬ 
bungskosten (Absatz 2), die beim Arbeitslohn zu 
berücksichtigen sind, 312 Deutsche Mark jährlich 
oder die Sonderausgaben (Absatz 3) 468 Deutsche 
Mark jährlich übersteigen, so hat auf Antrag das 
für seinen Wohnsitz zuständige Finanzamt den 
übersteigenden Betrag — vorbehaltlich der Vor¬ 
schrift in § 20 a — auf der Lohnsteuerkarte als 
steuerfrei zu vermerken. Bei dem Antrag hat der 
Arbeitnehmer nachzuweisen oder, falls dies nicht 
möglich ist, glaubhaft zu machen, wieviel Wer¬ 
bungskosten und Sonderausgaben ihm voraussicht¬ 
lich im Kalenderjahr erwachsen werden. 

(2) Werbungskosten des Arbeitnehmers sind die 
Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Er¬ 
haltung des Arbeitslohns. Werbungskosten sind 
alle Aufwendungen, die die Ausübung des Dienstes 
mit sich bringt, soweit die Aufwendungen nicht nach 
der Verkehrsauffassung durch die allgemeine 
Lebensführung bedingt sind. Keine Werbungskosten 
sind die Aufwendungen für die Lebensführung, die 
die wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung 
des A-rbeilnehmers mit sich bringt, auch wenn die 
Aufwendungen zur Förderung der Tätigkeit des 
Arbeitnehmers gemacht werden. Aufwendungen für 
die Bewirtung von Geschäftsfreunden im Sinn des 
§ 9 a des Einkommensteuergesetzes sind nicht als 
Werbungskosten abzugsfähig. Als Werbungskosten 
kommen insbesondere in Betracht: 

1. Beiträge zu Berufsständen und sonstigen 
Berufsverbänden, deren Zweck nicht auf 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ge¬ 
richtet ist; 

2. notwendige Aufwendungen des Arbeit¬ 
nehmers für Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte, es sei. denn, daß der 
Arbeitnehmer aus persönlichen Gründen 
seinen Wohnsitz in einem Ort nimmt, in 
dem die Arbeitnehmer des Betriebs üb¬ 
licherweise nicht zu wohnen pflegen; 

3. Aufwendungen für Arbeitsmittel (Werk¬ 
zeuge und übliche Berufskleidung); 

4. die Absetzungen für Abnutzung eines 
Wirtsdiaftsguts, dessen Verwendung oder 
Nutzung durch den Arbeitnehmer zur Er¬ 
zielung von Arbeitslohn sich erfahrungs¬ 
gemäß über einen Zeitraum von mehr als 
einem Jahr erstreckt; 

5. die Zuschüsse zur Förderung des Woh¬ 
nungsbaues und des Schiffbaues im Sinn 
der §§ 7 c und 7 d Abs. 2 des Einkommen¬ 
steuergesetzes. 

(3) Sonderausgaben sind: 

1. Schuldzinsen und auf besonderen Verpflich¬ 
tungsgründen beruhende Renten und dau¬ 
ernde Lasten, die weder Betriebsausgaben 
oder Werbungskosten sind, noch mit Ein¬ 
künften in wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehen, die bei der Besteuerung des Ein¬ 
kommens außer Betracht bleiben; 
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2. die folgenden Aufwendungen zu steuer- 
bcgüns ti g len Z w eck en: 

a) Beiträge und Versicherungsprämien zu 
Kranken-, Unfall-, Haftpllicht-, An¬ 
gestellten-, Invaliden- und Erwerbs- 
Josen-Versicherungen, zu Versicherun¬ 
gen auf den Lebens- oder Todesfall und 
zu Witwen-, Waisen-, Versorgungs- und 
Sterbeküssen. Beiträge und Versiche¬ 
rungsprämien an solche Versicherungs- 
uriternehmeri, die weder ihre Geseliäfls- 
leitimg noch ihren Silz im Inland haben, | 
sind nur dann zu berücksichtigen, wenn ! 
diesen Unternehmen die Erlaubnis zum i 
Geschültsbelneb im Inland erteilt ist: 

I 

b) Beil läge an Bausparkassen zur Erl an- I 
rp.rng von Bandarlehen. Beiträge, an 
Bausparkassen, die weder ihre Ge- 
schällsleitung noch ihren Sitz im Inland 
haben, sind nur dann abzugsfähig, wenn 
diesen Unternehmen die Erlaubnis zum 
Geschäftsbetrieb im Inland erteilt ist; 

cj Aufwendungen Hir den ersten Erwerb 
von Anteilen an Bau- und Wohnungs- 
genossenschaflen und an Verbraucher¬ 
genossenschaften, wenn hierzu keine 
fremden Mittel verwandt werden. Bau¬ 
end Wohnungsgenossenschaften sind 
alle Genossenschaften, deren Zweck auf 
den Bau, den Erwerb oder die Finan¬ 
zierung und Verwaltung von Woh¬ 
nungen (Eigenheimen oder Miethäusern) 
gerichtet ist. Verbrauchergenossen¬ 
schal len sind alle Genossenschaften, 
deren Zweck auf den Einkauf von 
Gebrauchsgülern des häuslichen oder 
landwirtschaftlichen Bedarfs im großen 
und deren Abgabe im kleinen gerichtet 
ist; 

d) Beiträge auf Grund anderer Kapital¬ 
ansammlungsverträge, wenn der Zweck 
dos Kapitalansammlungsvertrags als 
steuerbegünstigt anerkannt worden ist 
und hierzu keine fremden Mittel ver¬ 
wandt werden. Welche Kapitalansamm- 
lungsverträge als steuerbegünstigt an¬ 
erkannt werden, richtet sich nach den 
Vorschriften in den §§ 17 bis 29 der 
Einkommnnsteuer-Durchfü Kr un gsverord- 
mmg in der Fassung vom 17. Januar 
1952 (Bundesgeselzb). I S. 54); 

3. Kirchensteuern; 

4. Verinögensteuoi, 

5. Ausgaben zur Forderung mildtätiger, kirch¬ 
licher, religiöser und wissenschaftlicher 
Zwecke und der als besonders förderungs¬ 
würdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke 
bis zur Höhe von insgesamt 5 vom Hundert 
des Arbeitslohns. Für wissenschaftliche 
Zwecke erhöht sich der Vomhundertsatz 
von 5 um weitere 5 vom Hundert. Welche 
Aufwendungen der Förderung der in Satz 1 
bezeichneten Zwecke* dienen, richtet sich 
nach den Vorschriften in § 33 und § 34 der 
Einkommensteuer - Durchführungsverord¬ 


nung in der Fassung vom 17. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl, I S. 54). 

(4) Unter Absatz 3 fallen auch Sonderausgaben 
für die nicht dauernd vom Ehemann getrennt lebende 
Ehefrau und für diejenigen Kinder des Arbeit¬ 
nehmers, für die ihm Kinderermäßigung zusteht 
oder auf Antrag gewährt wird. 

(5) Für die Sonderausgaben im Sinn des Absatzes 3 
Ziffer 2 gilt folgendes: 

!. Die Aufwendungen sind zusammen nur bis 
zu einem Jahresbeitrag von 800 Deutsche 
Mark in voller Höhe als Sonderausgaben 
zu berücksichtigen. Dieser Betrag erhöbt, 
sich um je 400 Deutsche Mark im Jahr für 
die Ehefrau und für jedes Kind im Sinn des 
§ 8 Abs. 3, für das dem Arbeitnehmer 
Kinderermäßigung zusteht oder auf Antrag 
gewährt wird. 

2. übersteigen die Sonderausgaben im Sinn 
des Absatzes 3 Ziffer 2 die: in der vor¬ 
stehendem Ziffer 1 bezeichneten Beträge, 
so ist der darüber hinausgehende Betrag 
zur Hälfte als Sonderausgaben zu berück¬ 
sichtigen. In diesem Fall dürfen jedoch 
über die in Ziffer 1 bezeichneten Betrage 
hinaus nur noch höchstens 15 vom Hundert 
des Arbeitslohns berücksichtigt werden. 

3. Für Sonderausgaben im Sinn des Absatzes 3 
Ziffer 2 erhöhen sich bei Arbeitnehmern, 
die das 50. Lebensjahr vollendet haben und 
in deren Einkommen überwiegend Ein¬ 
künfte aus selbständiger Arbeit oder aus 
nichtselbständiger Arbeit enthalten sind, 
die folgenden Beträge: 

der in Ziffer 1 Satz 1 bezeichnete Jahres¬ 
betrag von 800 Deutsche Mark auf 1600 
Deutsche Mark, 

der in Ziffer 1 Satz 2 bezeichnete Jahres¬ 
betrag von je 400 Deutsche Mark auf je 
800 Deutsche Mark. 

Satz 1 ist auch anwendbar, wenn der Ehe¬ 
gatte des Arbeitnehmers das 50. Lebensjahr 
vollendet hat. Die Erhöhung auf die in 
Salz 1 bezeichneten Beträge tritt vom Be¬ 
ginn des Kalenderjahres ein, in das der 
Tag nach der Vollendung des 50. Lebens¬ 
jahres fällt. 

(6) Bei unbeschränkt steuerpflichtigen Arbeit¬ 
nehmern, die im Ausland zu einer der deutschen 
Einkommensteuer entsprechenden Steuer heran¬ 
gezogen werden, kann die auf den Arbeitslohn 
entfallende ausländische Steuer in Höhe des nach¬ 
weislich gezahlten Betrags auf Antrag auf der 
Lohnsteuerkarte als steuerfrei vermerkt werden. 
Dies gilt, nicht, soweit die ausländische Steuer auf 
Einkünfte aus nichtselbsländiger Arbeit, entfällt, die 
im Inland ausgeübt oder verwertet wird oder 
worden ist, oder auf Einkünfte, die aus inländischen 
öffentlichen Kassen einschließlich der Kassen der 
Deutschen Bundesbahn und der Bank deutscher 
Länder mit Rücksicht auf ein gegenwärtiges oder 
früheres Dienstverhältnis gewährt werden. 
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§ 20 a 

Berücksichtigung bestimmter Sonderausgaben 

^ 41 Abs. 1 Zitf. 3 EStG) 

Liegen Souilt'iuusgabcn im Sinn des § 20 Abs. 3 
Zilt. 2 Biuhstabeu e und d vor, so gilt folgendes: 

1. Macht der Arbeitnehmer neben den bezoitft- 
nclen Stnndcruusgubnn keine anderen Sonder¬ 
ausgaben yelteilt], so sind die bezeichneten 
Sonderausgaben im Rühmen des § 20 Abs. 5 
in voller [ lohe auf der Lohnsteuerkarle als 
stelle:lni zu vermerken. 

2. Macht d< r Arbeitnehmer neben den bezeich¬ 
nten Sonderausgaben auch andere Sonder¬ 
ausgaben gellend, so sind von den gesamten 
Sonderausgaben im Rahmen des § 20 Abs. 5 
auf der Lohnsleuerkurte als steuerfrei zu ver¬ 
merken: 

a) die Sonderausgaben im Sinn des § 20 Abs. 3 
ZiJf. 2 Buchstaben c und d in voller Höhe, 

b) die verbleibenden anderen Sonderausgaben 
nur insoweit, als sie den Betrag von 468 
Deutsche Mark jährlich übersteigen. 


§ 20 b 

Nadiiorderung 

von Lohnsteuer bei Kapitalansammlungsverträgen 

(§ 10 Aus. 1 Zitf. 2 Buchstabe d, § 41 EStG) 

Ist auf der Lohnsleuerkarto ein steuerfreier Betrag 
wegen steuerbegünstigter Kapitalansammlungs- 
verüägc im Sinn dos § 20 Abs. 3 Zitf. 2 Buchstabe d 
eingetragen, so hat das Finanzamt die Lohnsteuer 
vom Arbeitnehmer nach § 46 nachzufordern, 

3. wenn bei Sparverlrügen mit festgelegten Spar¬ 
raten eine Unterbrechung der Einzahlungen 
stdltgefunden hat, 

2. wenn die Sparbetrage vorzeitig zurückgezahlt 
werden, 

3. wenn ieslcjesdiriebene (vinkuliertc) oder ge¬ 
sperrte Wertpapiere vor Ablauf der drei¬ 
jährigen Pi ist auf den Inhaber gestellt oder 
aul den Namen eines anderen Berechtigten 

u rn g e s cb r i < ■ 1 1 c ■ n w e rd en. 

§ 21 

Mein e r < _■ Bicnstvcrhällni s s e 

;§ 3fJ Abs. 6 Zilt. 2, 5 41 EStG) . 

Weist ein A: bei bichnter, dem eine zweite oder 
wertere LohnsUmerkarto ausgeschrieben ist, nach, 
daß die Werbungskosten (5 20 Abs. 2) aus dem 
zweiten oder w< i lei mi Dienstverhältnis 312 Deutsche 
Mark jühtlEb ..der rILo nidil. schon bei der ersten 
Lohnsteueikai H bei iidcsichtiglen Sonderausgaben 
(§ 20 Abs. 2 Ins 4) 463 Deutsche Mark jährlich über¬ 
steigen, so hat das Finanzamt den übersteigenden 
Betrag in entsprechender Anwendung der Vorschrift 


des § 20 Abs. 1 auf der Lohnsteuerkalte als steuer¬ 
frei zu vermerken, 

§ 22 

Mitverdienende Ehefrau 

(§.39 Abs. 6 Ziff. 3, § 41 EStG) 

Weist die in einem Dienstverhältnis stehende, 
nicht dauernd vom Ehemann getrennt lebende Ehe¬ 
frau nach, daß die Werbungskosten (§ 20 Abs. 2) 
aus dem Dienstverhältnis 312 Deutsche Mark jähr¬ 
lich oder die nicht, schon hei der Besteuerung des 
Ehemanns berücksichtigten Sonderausgaben (§ 20 
Abs. 3 bis 5) 468 Deutsche Mark jährlich über¬ 
steigen, so hat das Finanzamt den übersteigenden 
Betrag in entsprechender Anwendung der Vor¬ 
schriften des § 20 Abs. 1 auf der Lohnsteuerkarte 
als steuerfrei zu vermerken. 

§ 23 
entfällt. 

§ 24 
entfällt. 

§ 25 

Außergewöhnliche Belastungen 

{§§ 33, 41 Abs. 1 Ziff. 4, Abs. 2 EStG) 

(!) Erwächst dem Arbeitnehmer eine außer¬ 
gewöhnliche Belastung, so hat das Wohnsitzfinanz¬ 
amt auf Antrag des Arbeitnehmers den Betrag, der 
sich aus Absatz 6 ergibt, auf der Lohnsteuerkarte 
als steuerfrei einzutragen. 

(2) Eine außergewöhnliche Belastung im Sinn des 
Absatzes 1 liegt vor, soweit einem Arbeitnehmer 
zwangsläufig (Absatz 3) größere Aufwendungen 
als der Mehrzahl der Arbeitnehmer gleicher Ein¬ 
kommensverhältnisse, gleicher Vermögensverhält¬ 
nisse und gleichen Familienstands entstehen und 
diese Aufwendungen die steuerliche Leistungs¬ 
fähigkeit wesentlich beeinträchtigen (Absatz 5). 
Aufwendungen, die zu den Betriebsausgaben, Wer¬ 
bungskosten' oder Sonderausgaben gehören, blei¬ 
ben dabei außer Betracht. 

(3j Die außergewöhnliche Belastung erwächst dem 
Arbeitnehmer zwangsläufig, wenn er sich ihr aus 
tatsächlichen, rechtlichen oder sittlichen Gründen 
nicht entziehen kann. 

(4) Als zwangsläufig erwachsene außergewöhn¬ 
liche Belastungen (Absätze 2 und 3) werden auch 
die Aufwendungen für die WiGeldbeschaffung not¬ 
wendigen Hausrats und notwendiger Kleidung be¬ 
handelt, soweit diese durch Kriegseinwirkung oder 
durch Aufgabe des Wohnsitzes in einem zum 
Inland gehörenden Gebiet außerhalb des Bundes¬ 
gebietes verloren wurden und Ersatz aus öffent¬ 
lichen Mitteln nicht geleistet worden ist. 

i5j Die Mehraufwendungen beeinträchtigen die 
Leistungsfähigkeit des Arbeitnehmers nur insoweit 
wesentlich, als sie die in der folgenden übersieht 
bezeiohneten Hundertsätze des Einkommens ver¬ 
mindert um die nach § 25 a in Betracht kommenden 
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Froibetrage (die zumutbare Mehrbelastung •— die 
Melirbeliislungsgrenze —) übersteigen: 


hoi einem Tiiii kommen, 
vermindert um die muh § 25a 
in Heim«hi kommenden 

bei e 

neun Arbeitnehmer der 

FreihoUäyo 

(wenn juir Aibeilslohn vorbnmJen: 
bei einem voiaussicht liehen Arbeits¬ 
lohn im Kalenderjahr, vermindert 
um die voraussichtlichen Weibungs- 
kosien und Sonderausgaben, min- 

S lener- 

Steuer¬ 

klasse 

II 

Steuerklasse 

III bei Kinder¬ 
ermäßigung Mir 

destens aber um siebonlmndoi t- 
mhf.xig Deulsche Mark und um die 
nach § 25.i iri Bolr.xlil. kommenden 

IdeibeU.ige) von 
l)VJ 

k lasse 

1 oder 2 

Kinder 

3 oder 

mehr 

Kinder 

hörhsle 

ns li 000 

6 

5 

3 

t 

mehr als 3 000 bis G 000 

7 

6 

4 

2 

„ . IS 000 

12 000 

8 

6 

5 

2 

12 000 

„ 25 000 

8 

6 

4 

3 

. „ 25 000 

„ 50 000 

10 

6 

4 

3 

„ . 50 000 

„ 100 000 

!J 

6 

4 

3 

„ „ 100 000 

„ 250 000 

5 

4 

3 

2 

„ 250 000 

„ 500 000 

3 

2 

2 

1 

„ 500 000 


3 

2 

1 

1 


(6) Der Betrag, der den nach Absatz 5 sich er¬ 
gebenden Hunderlsalz übersteigt, wird auf der 
Lohnsteuerkarle als steuerfrei eingetragen. In 
diesem Betrag dürfen Aufwendungen im Sinn des 
Absatzes 4 höchstens mit den in § 25 a bezeich- 
neten Beträgen enthalten sein. 

§ 25 a 

Freibeträge für besondere Fälle 

.(§ 33 a EStG) 

11) Bei Flüchtlingen, Vertriebenen und politisch 
Verfolgtem, bei Arbeitnehmern, die nach dem 
30. September 1948 aus Kriegsgefangenschaft heim¬ 
gekehrt sind (Spütlieimkehrer), sowie bei Arbeit¬ 
nehmern, die den Hausrat und die Kleidung infolge 
Kriegseinwirkung verloren haben (Totalschaden) 
und dafür höchstens eine Entschädigung von 50 vom 
Hundert dieses Kriegssachschadens erhalten haben, 
wird auf Antrag ein jährlicher Freibetrag in der 
folgenden Höhe» aul der Lohnsteuerkarte als steuer¬ 
frei eingetragen: 

540 Deutsche Mark bei Arbeitnehmern 
der Steuerklasse ], 

720 Deutsche Mark bei Arbeitnehmern 
der Steuerklasse 11, 

840 Deutsche Mark bei Arbeitnehmern 
der Steuerklasse 1J1; 

der Bei rag von 840 Deutsche Mark erhöht 
sich li.ii das drille und jedes weitere Kind, 
tiir das dem Arbeitnehmer Kinderermäßigung 
zuslehl oder gewährt wird, um je 60 Deutsche 
Mark. 

Salz 1 gilt auch, wenn die bezoichnuten Voraus¬ 
setzungen nicht bei dem Arbeitnehmer selbst, son¬ 
dern bei seinem uiibvsctoränkt steuerpflichtigen und 
nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten vor¬ 
liegen. Bei I llegal len, die nicht dauernd getrennt 
leben, werden die: nach Salz I steuerfreien Beträge 
auch dann nur einmal gewahrt, wenn beide Ehe¬ 
gatten in einem Dienstverhältnis stehen oder die 


bezeichneten Voraussetzungen bei beiden Ehe¬ 
gatten vorliegen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Arbeitnehmer 
können § 25 für Aufwendungen zur Wiederbeschaf¬ 
fung von Hausrat und Kleidung nicht in Anspruch 
nehmen. 

(3) Welche Arbeitnehmer als Flüchtlinge zu gelten 
haben, regelt sich nach § 31 Ziff. 1 des Gesetzes 
zur Milderung dringender sozialer Notstände (Sofort¬ 
hilfegesetz — SHG) vom 8. August 1949 (WiGBi. 
S. 205)'). Unter Vertriebenen sind alle auch nicht- 
deutschen Personen zu verstehen, die den Wohn¬ 
sitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb des 
Bereichs der vier Besatzungszonen und der Stadt 
Berlin hatten und nachweislich durch Zwang im 
Zusammenhang mit dem Krieg und seinen Folgen 
ihren bisherigen Wohnort verlassen mußten. Welche 
Arbeitnehmer als politisch Verfolgte zu gelten 
haben, regelt sich bis auf weiteres nach den landes- 
rechtlichen Bestimmungen. Aus Kriegsgefangen¬ 
schaft heimgekehrt sind diejenigen Personen, auf 
die § 1 des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer (Heimkehrergesetz) vom 19. Juni 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 221) Anwendung findet. 

§ 26 

Körperbeschädigte Arbeitnehmer 

(§§ 33, 41 EStG) 

(1) Körperbeschädigte Arbeitnehmer erhalten auf 
Antrag wegen der Werbungskosten, Sonderaus¬ 
gaben und außergewöhnlichen Belastungen, die 
ihnen unmittelbar durch ihre besonderen Verhält¬ 
nisse erwachsen, einen auf der Lohnsteuerkarte 
einzutragenden jährlichen steuerfreien Pauschbetrag 
in folgender Höhe: 


Gruppe 

Bei Minderung 
der Erwcrbsfähig- 
keit um 

S) 

22 

ü ? 

> ^ 
oi 

’S 

ca 

DM 

T-i ir, -t 

H F S 
Z oj .E 5 
... £ « 
£ « 

DM 

1 

9 

“ 

3 

4 

1 

25 v. H. bis ausschl. 35 v. H. 

360 

216 

2 

35 v. II. bis ausschl. 45 v. I I, 

480 

288 

3 

45 v. H. bis ausschl. 55 v. H. 

600 

360 

4 

55 v. IT. bis ausschl. 05 v. 11. 

720 

432 

5 

65 v. H. bis ausschl. 75 v. H. 

840 

504 

6 

75 v. 11. bis ausschl. 85 V. II. 

960 

576 

7 

35 v. 11. bis ausschl. 95 v. H. 

1080 

648 

8 

95 v. 11. bis einsdil. 100 v. 11. 

1200 

720 

9 

B11 n d o n n d b e s o n d e. r s p f 1 e g c - 
bedtirfticje Körperbesdicidigte 

2400 

1440 


i) An die Stolle dos Gesetzes zur Milderung dringender sozialer 
Noiständo (Sol’ov'ljiiitegeseiz. — S1KI) v«nn 8. August 1Ü4!J ■ WsGbi. 
S. 205) tritt: 

1. im Lande Baden 

dos Lamlesgrrsfcdz /'.sc Milderung dringender sozialer Nots!.mdn 
(SoforlhiU'egescLz) vom 20. September 1.9-'9 (Badisches CesoIz- and 
Verordnungsblatt S. 323); 

2. im Lande Rheinland-Pfalz 

das Lnndescjesoiz zur Milderung dringender sozialer Noisbuule 
(Soforlhilfetjesel'/.) vom 6. September HM9 (Gesetz- und Veterd- 
nmujsbla!t der Landesregierung Rheinland-Pfalz Teil i S. 4;>7 J 

3. im Lande Würltumhcrg-IIohenzollern und im tu;vorischen Kreise 
Lindau 

das LandcsgoseLz zur Milderung dringender sozialer Notstände 
(Solorthillcyeselz) vom 22. .Loli 1040 |Regteritni|sbIal t iür das 
Land Win LU mberg-HolionzoIlern S. 323r A mlsblull des bayei iseson 
Kreises Lindau Sondernummer 35 a vom fi, Sepieniber Id-'idj. 
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Von dem Pauschbetrag entfallen 

a) bei Erwerbstätigen (Spalte 3 der Übersicht) 
20 vom Hundert auf Werbungskoslen, 20 vom 
Hundert auf Sonderausgaben, 60 vom Hundert 
auf außergewöhnliche Belastungen, 

b) bei Nichl.orworbsläligen (Spalte 4 der Über¬ 
sicht) 100 vom Hundert auf außergewöhnliche 
Belastungen. 

(2) Der Kreis der körporbeschadiglen Arbeit¬ 
nehmer, die den Pauschbetrag .in Anspruch nehmen 
können, wird mit Zustimmung des Bundesrates 
durch die Bundesregierung bestimmt. 

§ 27 

Art der Berücksichtigung 

(§ 41 Abs. 2 Salz 1 EStG) 

(I) Das Finanzatiil lud den nach §§ 20 bis 26 
insgesamt steuerfrei bleibenden Jahresbeitrag (das 
ist die Stimme der im Kalenderjahr insgesamt, zu j 
berücksichtigendem Betrage) und den Betrag für j 
inonall.ic.he, wörhenlliehe, tägliche und halbtägiiche ! 
Lohnzahlung uul dtu Loluislcuerkarle zu vermerken, t 
Dabei ist. j 

1. der 1 ialbtagesbelrag mit ’/.-va des Monats- 
belrags, 

2. der Tagesbetrag mit '!±t\ des Monalsbctrags, 

3. der Wochenbetrag mit dem Sechsfachen des 
Tagesbetrags (Zilfer 2) 

anzugeben. Bruchteile eines Deutschen Pfennigs, 
die sich nach Ziffer 1 oder 2 ergeben können, 
bleiben außer Betracht. Die Beträge sind für die 
Eintragung auf der Lohnsteuerkarte in der folgen¬ 
den Weise aufzurunden: 

a) der Halbtagesbetrag und der Tagesbetrag 
auf den nächsten durch fünf teilbaren 
Pfennigbetrag, 

b) der Wochenbetrag auf den nächsten durch 
zehn teilbaren Pfennigbetrag, 

c) der Monalsbetrag auf den nächsten vollen 
Deutsche Mark-Betrag. 

Der Vermerk auf der Lohnsteuorkarle hat folgen¬ 
den Wortlaut: „Vor Anwendung der Lohnsteuer¬ 
tabelle sind als steuerfrei abzuziehen: 


Jahres- j 

inonullicti 

i wöchen 1- i 

täglich 

heilii- 

betrag 1 

1 ! lieh 

Uiqlich 

DM 

DM 

j DM 

DM 

DM " 


Der als steuerfrei zu vermerkende Betrag ist in 
Worten cinzutiagen. Ob die Spalten für edle Lohn- 
zahlungszeiträume auszufüllen sind, entscheidet das 
Finanzamt nach Ermessen. Für andere als die vor- j 
stehend genannten Lobnzahlnngszeilräume sind die j 
steuerfrei bleibenden Beträge nach § 32 Abs. 2 
um zu rechnen. 

(2) Das Finanzamt hat auf der Lohnsteuerkarte 
zu vermerken, daß die Eintragung nach Absatz 1 
auf Widerruf erfolgt. Außerdem hat es einen 
bestimmten Zeitraum anzugeben, lür den die Ein¬ 
tragung gilt. Dieser Zeitraum darf sich nicht über 
den Schluß des Kalenderjahres hinaus erstrecken. 
Die Unterlagen lür den Erhöhungsantrag sind bei 
dem Finanzamt drei Jahre aufzubewahren. 


§ 28 

Zeitpunkt der Berücksichtigung der Änderungen 

(§ 41 Abs. 2 Satz 2 EStG) 

Der Arbeitgeber darf die Änderungen und Ergän¬ 
zungen der Lohnsteuerkarte bei der Berechnung der 
Lohnsteuer erst bei den Lohnzahlungen berücksich¬ 
tigen, die er nach Vorlage der geänderten oder 
ergänzten Lohnsteuerkarte leistet, ln den Fällen, 
in denen die Änderung und Ergänzung nach der 
Eintragung auf der Lohnsteuerkarte (§ 18 a und 
§ 27 Abs. 2) auf eine Zeit vor Vorlage der geän¬ 
derten (ergänzten) Lohnsteuerkarte zurückwirken, 
ist der Arbeitgeber aber berechtigt, bei den auf 
die Vorlage der geänderten (ergänzten) Lohnsteuer¬ 
karle folgenden Lohnzahlungen so viel weniger an 
Lohnsteuer einzubehalten, als er bei den vorher¬ 
gegangenen Lohnzahlungen seit dem Tag der Rück¬ 
wirkung zuviel einbehalten hat. 

IV. Vornahme des Lohxisteuerabzugs 
(§§ 29 bis 49) 

A. Allgemeines (§§ 29 bis 31) 

§ 29 

Vorlequnq und Aufbewahrung der Lohnsteuerkarte 

(§ 42 EStG) 

(1) Der Arbeitnehmer hat seine Lohnsteuerkarte 
dem Arbeitgeber bei Beginn des Kalenderjahres 
oder des Dienstverhältnisses vorzulegen. Der 
Arbeitgeber hat die Lohnsteuerkarte während der 
Dauer des Dienstverhältnisses aufzubewahren, d. h. 
mindestens bis zu dem Zeitpunkt, bis zu welchem 
dem Arbeitnehmer aus dem Dienstverhältnis 
Arbeitslohn zufließt, und zwar auch dann, wenn er 
vor der Beendigung des Dienstverhältnisses keinen 
Dienst mehr leistet. 

(2) Macht der Arbeitnehmer glaubhaft, daß er die 
Lohnsteuerkarte zur Vorlage bei einer Behörde 
benötigt, so hat der Arbeitgeber ihm die Lohn¬ 
steuerkarte vorübergehend auszuhändigen. Nach 
Beendigung des Kalenderjahres hat der Arbeit¬ 
geber, vorbehaltlich der Vorschrift des § 35 Abs. 5, 
die Lohnsteuerkarte dem Finanzamt zu übersenden; 
endet das Dienstverhältnis vor Ablauf des Kalender¬ 
jahres, so hat der Arbeitgeber die Lohnsteuerkarte 
dem Arbeitnehmer bei Beendigung des Dienst¬ 
verhältnisses zurückzugeben. Weigert sich der 
Arbeitgeber, die Lohnsteuerkarte dem Arbeit¬ 
nehmer zurückzugeben, so kann die Ortspolizei die 
Lohnsteuerkarte wegnehmen und dem Arbeitnehmer 
aushändigen. 

§ 30 

Einbehaltung der Lohnsteuer 

(§ 38 EStG) 

(1) Der Arbeitgeber hat die Lohnsteuer für Rech¬ 
nung des Arbeitnehmers bei der Lohnzahlung ein¬ 
zubehalten. Lohnzahlungen sind auch Vorschuß¬ 
oder Abschlagzahlungen oder sonstige vorläufige 
Zahlungen auf erst später fällig werdenden Arbeits¬ 
lohn. 

(2) Mancher Arbeitgeber zahlt seinen Arbeit¬ 
nehmern den Arbeitslohn für den üblichen Lohn- 
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Zahlungszeitraum (§ 33) nur in ungefährer Höhe 
aus (Abschlagzahlung). Er nimmt eine genaue Lohn¬ 
abrechnung erst für einen längeren Zeitraum vor. 
Ein solcher Arbeitgeber kann den Lohnabrechnungs¬ 
zeitraum als Lohnzahlungszeitraum betrachten und 
die Lohnsteuer abweichend von der Vorschrift in 
Absatz 1 erst bei der Lohnabrechnung einbehalten. 
Das Finanzamt kann im einzelnen Fall anordnen, 
daß die Lohnsteuer nach Absatz 1 einzubehalten ist. 

(3) Reichen die dem Arbeitgeber zur Verfügung 
stehenden Mittel zur Zahlung des vollen verein¬ 
barten Arbeitslohns nicht aus, so hat er die Lohn¬ 
steuer von dem tatsächlich zur Auszahlung gelan¬ 
genden niedrigeren Betrag zu berechnen und ein- 
zubehalten. 

(4) Besteht der Arbeitslohn ganz oder teilweise 
aus Sachbezügen und reicht der Barlohn zur Dek- 
kung der unter Berücksichtigung des Werts der 
Sachbezüge (§ 3) einzubehaltenden Lohnsteuer nicht 
aus, so hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber 
den zur Deckung der Lohnsteuer erforderlichen 
Betrag, soweit er nicht durch Barlohn gedeckt ist, 
zu zahlen. Soweit der Arbeitnehmer dieser Ver¬ 
pflichtung nicht nachkommt, hat der Arbeitgeber 
einen dem Betrag im Wert entsprechenden Teil des 
Arbeitslohns (der Sachbezüge) nach seinem Ermessen 
zurückzubehallen und daraus die Lohnsteuer für 
Rechnung des Arbeitnehmers zu decken. 

(5) Der Lohnsteuerabzug darf auf Grund eines 
Doppelbesteuerungsvertrags nur unterbleiben, wenn 
das Finanzamt, an das die Lohnsteuer abzuführen 
wäre (§ 41), bescheinigt, daß der Empfänger der 
Einkünfte der Lohnsteuer nicht unterliegt. Die 
Bescheinigung ist vom Arbeitgeber als Beleg zum 
Lohnkonto (§ 31) aufzubewahren. 

§ 31 

Lolmkonto 

(§ 38 Abs. 3 EStG) 

(1) Der Arbeitgeber hat am Ort der Betriebstälte 
(§ 43) für jeden Arbeitnehmer ein Lohnkonto zu 
führen. 

(2) Der Arbeitgeber hat in dem Lohnkonto das 
folgende anzugeben: 

1. den Namen (Vornamen und Familien¬ 
namen), den Beruf, den Geburtstag, den 
Wohnsitz, die Wohnung, die Steuerklasse 
(bei Steuerklasse III auch die Zahl der auf 
der Lohnsteuerkarte bescheinigten Kinder), 
das Religionsbekenntnis, die Nummer der 
Lohnsteuerkarte, die Gemeinde, die die 
Lohnstcuerkarle ausgeschrieben hat, und 
das Finanzamt, in dessen Bezirk die Lohr.- 
steuerkarte ausgeschrieben worden ist. Die 
Angaben sind den Eintragungen auf der 
ersten Seite der Lohnsteuerkarte zu ent¬ 
nehmen; 

2. den Hinzurechnungsbetrag, den steuer¬ 
freien Jahresbetrag und den steuerfreien 
Monatsbetrag (Wochenbetrag, Tages¬ 
betrag), die auf der Lohnsteuerkarte ein¬ 
getragen sind, und den Zeitraum, für den 
die Eintragungen gelten; 


3. bei einem Arbeitnehmer, der dem Arbeit¬ 
geber eine Bescheinigung nach § 30 Abs. 5 
vorgelegt, hat, einen Hinweis darauf, daß 
eine Bescheinigung vorliegt, den Zeitraum, 
für den die Lohnsteuerbefreiung gilt, das 
Finanzamt, das die Bescheinigung aus¬ 
geschrieben hat, und den Tag der Aus¬ 
schreibung. 

(3) Der Arbeitgeber hat in dem Lohnkonto bei 
jeder Lohnabrechnung über den laufenden Arbeits¬ 
lohn und über sonstige Bezüge das Folgende ein¬ 
zutragen: 

1. den Tag der Lohnzahlung und den Lohn¬ 
zahlungszeitraum; 

2. den gezahlten Arbeitslohn ohne jeden 
Abzug, getrennt nach Barlohn und Sach¬ 
bezügen, und die davon einbehaltene 
Lohnsteuer. Die nach den Ziffern 3 bis 5 
gesondert einzutragenden Beträge sind 
dabei nicht mitzuzählen; 

3. die gezahlten Bezüge, die nicht zum steuer¬ 
pflichtigen Arbeitslohn gehören (steuer¬ 
freie Bezüge). Das Finanzamt der Betrieb¬ 
stätte kann auf Antrag zulassen, daß die 
Reisekosten (§ 4 Ziff. 1 und 2), die durch¬ 
laufenden Gelder und der Auslagenersatz 
(§ 4 Ziff. 3) und die im § 6 bezeichneten 
steuerfreien Bezüge nicht angegeben wer¬ 
den, wenn es sich um Fälle von geringer 
Bedeutung handelt oder wenn die Möglich¬ 
keit zur Nachprüfung in anderer Weise 
sichergestellt ist; 

4. den ermäßigt besteuerten Arbeitslohn für 
eine Tätigkeit, die sich über mehrere Jahre 
erstreckt (§ 34 Abs. 4 des Einkommensteuer¬ 
gesetzes), und die davon einbehaltene 
Lohnsteuer; 

5. die gezahlten Vergütungen für Arbeit¬ 
nehmererfindungen und die davon ein¬ 
behaltene Lohnsteuer nach § 3 der Verord¬ 
nung über die steuerliche Behandlung der 
Vergütungen für Arbeitnehmererfindungen 
vom 6. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 388). 

(4) Das Lohnkonto ist bis zum Ablauf des dritten 
Kalenderjahres, das auf die Lohnzahlung folgt, 
aufzubewahren. 

(5) Ein Lohnkonto braucht nicht geführt zu wer¬ 
den, wenn der Arbeitslohn des Arbeitnehmers wäh¬ 
rend des ganzen Kalenderjahres 127 Deutsche Mark 
monatlich (29 Deutsche Mark wöchentlich, 5 Deutsche 
Mark täglich, 3 Deutsche Mark halbtäglich) nicht 
übersteigt, es sei denn, daß trotzdem Lohnsteuer 
(§ 36 und § 37 Abs. 1) oder Kirchensteuer ein¬ 
zubehalten ist. 

B. Berechnung der Lohnsteuer 

(§§ 32 b i s 40) 

§ 32 

Lohnsteuertabelle 

(§ 39 Abs. 1 EStG) 

(1) Die Lohnsteuer richtet sich nach der Höhe des 
Arbeitslohns im Lohnzahlungszeitraum. Sie berech¬ 
net sich nadi der Jahreslohnsteuertabelle, die der 
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Verordnung vom 1Mai 1950 (ßundesgesetzbl. 
S. 147) als Anlage 2 beigelim! ist, mit der Maßgabe, 
daß die Lohnsieuoi nidil mein als 80 vom Hundert 
cl( s Jahi'C'.slohns helaicil. Wird der Arbeitslohn für 
einer: moiict ‘ i idren /,<-iliviuin ge/ahil, so betragen 
die Lohn.Juten und die Lohnsteuer ein Zwölfte] der 
Betrage der .Inlneslolvusleueilabolle. Dabei sind 
die Lohnsteuerhefrage aul den nächsten durch fünf 
leitbaren Plormigbelrag nach unten abzurunden. 
Wird der Arbeitslohn für einen anderen als monat¬ 
lichen Zeitraum gezahlt, so betragen die Lohnstufen 
und die Lohnsli iier Bi udileile der Beträge der 
Lol)r>stc'u<"• rlab<■)!<' liii monatliche Lohnzahlung, und 
zw a r: 

1. liii nicht mehr als vier Arbeitsstunden, 

aber nidil mehr als einen halben 
Arbeitstag. 1 /.-,a, 

2 . für mehr als vier Aibeilsslunden, aber 

nidil mehr als einen Arbeitstag . . .'/an, 

ff. liir eine volle Arbeitswoche . • . 

(2) Für andeie als die in Absatz 1 bezeichneten 
Lohnzcihlurigszei! raume ergeben sich die Lohn¬ 
sluton und. die Lohnsteuer aus den mit der Zahl 
der Arbeitstage (Wochen, Monate) vervielfachten 
Tagesbeträgen (Wodienbei.Ligen, Motialsbetragen). 
Bei .mehrtägigen Loh n/.uliluncjszc'i träumen, die nicht 
in vollen Arbeitswochen oder in vollen Arbeits- 
monuten bestehen, ist zur Feststellung der Zahl der 
Arbeitstage für je sieben Kalendertage ein Tag 
abzu/.iehen. 

(3) Für die Berechnung der Lohnstufen ist von 
den Anfangsbeträgen der Lohnstufen der Tabelle, 
aus der die Errechnung nach den Vorschriften des 
Absatzes 1 oder 2 abzuleiten ist, auszugehen. 
Ergeben sich dabei Bruchteile» eines Pfennigs, so 
ist aut den nächsten Pfennigbetrag aufzurunden 
Bruchteile eines Pfennigs, die sich bei der Berech¬ 
nung der Lohnsteuer ergeben, bleiben außer Ansatz. 


§ 22 d 

Berechnung 

der Lohnsteuer von bestimmten Zuschlägen 

(§ 34 a EStG) 

Die gesetzlichen oder tariflichen Zuschläge für 
Mehrarbeit und liir Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit gehören nicht zum steuerpflichtigen 
Arbeitslohn, wenn der Arbeitslohn insgesamt 
7200 Deutsche Mark im Kalenderjahr nicht 
übersteigt. Bei der Feststellung, ob der Arbeits¬ 
lohn 7200 Deutsche Mark nicht übersteigt, sind 
der Mehrarbeitslohn, zu dem gesetzliche oder 
tarifliche Zuschläge für Mehrarbeit gezahlt werden, 
einschließlich dieser Zuschläge, sowie gesetzliche 
oder tarifliche Zuschläge für Sonntags-, Feierlags- 
und Nachtarbeit und steuerfreie Bezüge nicht mit¬ 
zuzählen. Ergibt sich erst im Laufe des Kalender¬ 
jahres, daß der Arbeitslohn im Kalenderjahr 7200 
Deutsche Mark übersteigen wird, so bleibt, vor¬ 
behaltlich einer abweichenden Behandlung beim 
Lohnstcuer-Jahresausgleich, die steuerliche Behand¬ 
lung nach Salzt für die abgelaufenen Lohnzahlungs- 
Zeiträume unberührt, es sei denn, daß die Über¬ 
schreitung des Betrags von 7200 Deutsche Mark 
auf der Zahlung von Arbeitslohn für eine zurück¬ 


liegende Zeit oder auf der Zahlung von sonstigen, 
insbesondere einmaligen Bezügen beruht- 

§ 33 

Lohnzahlungszeitraum 
(§ 39 Abs. 1, Abs. 6 Ziff 4 EStG} 

(tj Lohnzahlungszeitraum ist der Zeitraum, für 
den der Arbeitslohn gezahlt wird. Dies gilt auch, 
dann, wenn der Arbeitslohn nicht nach der Dauer 
der Arbeit, sondern z. B. nach der Stückzahl der 
hergestellten Gegenstände berechnet wird. Maß¬ 
gebend ist, daß ein Zeitraum, für den der Arbeits¬ 
lohn gezahlt wird, festgestellt werden kann. Dies 
trifft insbesondere dann zu, wenn zwischen Arbeit¬ 
geber und Arbeitnehmer regelmäßig abgerechnet 
wird. Es ist nicht erforderlich, daß stets nach gleich¬ 
mäßigen Zeitabschnitten abgerechnet wird, z. B. 
stets wöchentlich oder alle 10 oder 14 Tage. Wenn 
der Arbeitslohn des einzelnen Arbeitnehmers z. B. 
einmal nach einer Woche, das nächste Mal nach 
10 Tagen abgerechnet wird, so ist Lohnzahlungs- 
zeiträum der jeweilige Lohnabrechnungszeitraum. 
Kann wegen der besonderen Entlohnungsart ein 
Zeitraum, für den der Arbeitslohn gezahlt wird, 
ausnahmsweise nicht festgestellt werden, so gilt 
als Lohnzahlungszeitraum mindestens die tatsäch¬ 
lich aufgewendete Arbeitszeit. 

(2) Steht der Arbeitnehmer während eines Lohn- 
zahlungszeilraums dauernd und derartig im Dienst 
eines Arbeitgebers, daß seine Arbeitskraft nach 
dem Dienstverhältnis während dieses Zeitraums 
vollständig oder doch hauptsächlich dem Arbeit¬ 
geber zur Verfügung steht, so sind, solange das 
Dienstverhältnis fortbesteht, die in den Lohn¬ 
zahlungszeitraum fallenden Arbeitstage auch dann 
mitzuzählen, wenn der Arbeitnehmer für einzelne 
Tage keinen Lohn bezogen hat. Dies gilt ins¬ 
besondere bei Kurzarbeit infolge Betriebseinschrän¬ 
kung sowie in Krankheitsfällen. 

§ 34 

Anwendung der Lohnsteuertabelle 

(§ 39 Abs. 1 bis 6 EStG) 

(1) Bei Anwendung der Lohnsteuertabelle sind 
für die Berücksichtigung von Hinzurechnungen (§ 14) 
und von Abzügen (§ 27) und für die Anwendung 
der Steuerklassen die Eintragungen auf der Lohn¬ 
steuerkarte (§§ 7 und folgende), und zwar des 
Kalenderjahres maßgebend, in dem 

1. bei Vorauszahlung des Arbeitslohns der 
Lohnzahlungszeitraum (§ 33) beginnt, 

2. bei nachträglicher Zahlung des Arbeitslohns 
der Lohnzahlungszeitraum (§ 33) endet. 

(2) Ist auf der Lohnsteuerkarte die Steuerklasse I 
bescheinigt, so hat der Arbeitgeber — abweichend 
von Absatz 1 — von dem Lohnzahlungszeitraum an, 
in den der Tag nach der Vollendung des 60. Lebens¬ 
jahres durch den Arbeitnehmer fällt, die Steuer¬ 
klasse II anzuwenden. Das gleiche gilt bei Verwit¬ 
weten von der Vollendung des 50. Lebensjahres an, 
wenn aus den Eintragungen auf der Lohnsteuer¬ 
karte hervorgeht, daß der Arbeitnehmer verwitwet 
ist. 

(3) entfällt. 
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Lohnsleuer-Jahresausgleich 
(§ 39 Abs. 1 EStG) 

(I) Führt die Berechnung der Lohnsteuer nach 
§§ 32 und folgende wegen unständiger Beschäfti¬ 
gung des Arbeitnehmers oder wegen schwanken¬ 
den Arbeitslohns zu einem höheren Gesamtstcuer- 
betrag, als er sich bei gleichmäßiger Verteilung des 
Jahresarbeitslohns aut die gesamten Lohnzahlungs- 
zeilräumo des Kalenderjahres ergeben wurde, so 
erfolgt auf Verlangen des Arbeitnehmers ein Loha- 
steuer-Jahrcsausgleich. Dieser Lohnsteuer-Jahres- 
ausgleich ist im Wege der Aufrechnung durch den 
Arbeitgeber (Absatz 2) oder in den Fällen des Ab¬ 
satzes 3 irrt Wege der Erstattung durch das Finanz¬ 
amt durchzu führen. 

. (2) Der Arbeitgeber ist vorbehaltlich des Ab¬ 
satzes 3 — zur Durchführung des Lohnsleuer-Jahres- 
ausglcichs verpflichtet (wenn er weniger als 10 
Arbeitnehmer beschäftigt, berechtigt), bei der Lohn¬ 
zahlung für den letzten Lohnzahlungszeitraurn des 
Kalenderjahres eine Berechnung der Lohnsteuer auf 
der Grundlage des .1 ahresarbeiLslohns durchzulüh- 
ren. Zu diesem Zweck ist von dem Jahresarbeits- 
lohn der nach der Eintragung auf der Lohnsteuer¬ 
karte zu berücksichligende steuerfreie Jahresbetvag 
(§ 27 Abs. 1) ab/.u/.iehen. Für den verbleibenden 
Jahresarbeitslohn wird ohne Rücksicht auf die tüt¬ 
sächlichen Lohnzahhingszeiträume die Jahreslohn¬ 
steuer nach der Jahresiohnsteiiertabelle ermittelt. 
Für die bei der Jahreslohnsletierbereihnung anzu¬ 
wendende Steuerklasse sind die Eintragungen auf 
der Lohnsleuerkail.e zu Beginn des Kalenderjahres 
maßgebend. Der Arbeitgeber kann eine Aufrech¬ 
nung gegen die danach zuviel einbehaltene Lohn¬ 
steuer in der Weise vornehmen, daß er bei der 
Lohnzahlung für den letzten Lohnzahlungszeitraimi 
des Kalenderjahres bei dem betreffenden Arbeit¬ 
nehmer soviel weniger an Lohnsteuer einbehält, als 
im Laufe des Kalenderjahres zuviel einbehalten 
wurde. Ist der aofzuredinende Steuerbetrag höher 
als die für den letzten Lohnzahlungszeitrauin dos 
Kalenderjahres sich ergebende Lohnsteuer, so ist 
der Arbeitgeber berechtigt, die Aufrechnung mit 
den von seinen anderen Arbeitnehmern cihbehal- 
tenen Lohnste ue rbe trügen vorzunehmen und den 
Aufreclmungsbelrag bei der nächsten Lohnsteuer¬ 
anmeldung und Lohnsteuerabführung abzusetzen. 
Außerdem hat; er die Aufrechnung in dem Lohnkonto 
und auf der Lohnsteuerkarle des betreffenden 
Arbeitnehmers zu vermerken. 

(3) Das Finanzamt ist — abweichend von Ab¬ 
satz 2 — zur Durchführung des Lohnsleuer-Jahres- 
ausgleichs ausschließlich zuständig, 

a) wenn im Wege der. Aufrechnung durch den 
Arbeitgeber ein voller Ausgleich bei der 
Lohnzahlung für den letzten Lohnzahlungs- 
zeitraum des Kalenderjahres nicht möglich 
ist; ■ 

b) wenn der Arbeitgeber mit weniger als 3 0 
Arbeitnehmern von seiner Befugnis zur 
Vornahme der Aufrechnung keinen Ge¬ 
brauch macht; 

c) wenn die ursprünglich auf dar Lohnsteuer¬ 
karle vermerkte Steuerklasse oder Zahl 


der Kinder im Laufe des Kalenderjahres 
geändert worden ist öder die Lohnsteuer 
im Laufe des Kalenderjahres nach § 37 zu 
berechnen war; 

d) wenn bei unständiger Beschäftigung der 
Arbeitnehmer nicht seit Beginn des Ka¬ 
lenderjahres bei dem gleichen Arbeitgeber 
beschäftigt war; 

e) wenn für den Arbeitnehmer mehrere Lohn- 
steuerkaden ausgeschrieben worden sind. 

(4) Der Lohnsteuer-Jahresausgleich ist in den 
Fällen des Absatzes 3 auf Antrag des Arbeitneh¬ 
mers im Wege der Erstattung der zuviel einbehal¬ 
tenen Lohnsteuer durchzuführen. Für die Berech¬ 
nung des steuerpflichtigen Jahresarbeitslohns gilt 
Absatz 2 Satz 2 entsprechend; der Jahresarbeitslohn 
ist dabei um die Summe etwaiger Hinzurechnungs¬ 
beträge des § 37 Abs.'l zu erhöhen. Die Jahreslohn- 
steuer für den sich hieraus ergebenden Jahres¬ 
arbeitslohn ist nach Absatz 2 Sätzen 3 und 4 zu 
ermitteln, soweit nicht die Voraussetzungen, des 
Absatzes 3 Buchstabe c gegeben sind. In den Fällen 
des Absatzes 3 Buchstabe c ist der sich ergebende 
Jahresarbeitslohn durch zwölf zu teilen; auf die 
Monatsbeträge ist die Lohnsteuertabeile für monat¬ 
liche Lohnzahlungen unter Beachtung der für die 
einzelnen Monate nach den Eintragungen, auf der 
Lohnsteuerkarte oder nach § 37 in Betracht kom¬ 
menden Steuerklasse und Zahl der Kinder anzu¬ 
wenden. 

(5) Der Arbeitnehmer muß die Anträge nach 
Absätzen 3 und 4 spätestens bis zum 31. März dos 
folgenden Kalenderjahres bei dem für seinen Wohn¬ 
sitz zuständigen Finanzamt stellen. Dem Antrag 
sind die mit den Lohnsteuerbescheinigungen (§ 47) 
versehene Lohnsteuerkarte und auf Verlangen des 
Finanzamts ein Beschäftigungsnachweis beizufügen, 

§ 36 

Mehrere Dienstverhältnisse 
(§ 39 Abs. 6 Ziff. 2 EStG) 

(1) Bezieht ein Arbeitnehmer Arbeitslohn aus 
mehreren gegenwärtigen oder früheren Dienstver¬ 
hältnissen gleichzeitig von verschiedenen Arbeit¬ 
gebern, so ist die Lohnsteuer von jedem Arbeitslohn 
gesondert zu berechnen, es sei denn, daß der 
Arbeitslohn aus derselben öffentlichen Kasse, d. h. 
von demselben Arbeitgeber gezahlt wird (§ 49 
Abs. 1 Satz 2). Die Lohnsteuer bei dem Dienstver¬ 
hältnis, für das die erste Lohnsteuerkarte vorgelegt 
ist, ist nach § 34 zu berechnen. Bei Berechnung der 
Lohnsteuer aus dem zweiten oder weiteren Dienst¬ 
verhältnis ist vor Anwendung des § 34 der Vermerk 
auf der zweiten oder weiteren Lohnsteuerkarte 
(§ 14) zu beachten. 

(2) entfällt. 

§ 37 

Nichtvorlegung der Lohns teuerkarte 
(§ 39 Abs, 6 Ziff. 1 EStG) 

(1) Legt der Arbeitnehmer seine Lohnsteuerkarte 
dem Arbeitgeber schuldhaft nicht vor oder verzögert 
er schuldhaft die Rückgabe der Lohnsteuerkärte, so 
hat dar Arbeitgeber für die Berechnung der Lohn- 
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situier vor Anwendung der Lohnsieuertabelie dem 
talsächlicheii Ai beilslolm 

monatlich j wöchentlich täglich | halbtäglich 

DM 1 DM DM I DM 



bin/.uz.tuechiieii. Wird der Arbeitslohn für andere 
als die hier genannten Lohnzahlungszeiträume ge- 
znhll, so sind die vorstehend genannten Beträge 
nach § 32 Abs. 2 umzureihnen. Für den nach der 
Hinzurechnung sich ergebenden Betrug ist die 
Lohnsteuer aus dei Steuerklasse 1 der Lohnsteuer¬ 
tabelle abzulosen, bis der Arbeitnehmer die Lohn- 
steuerkarte dem Arbeitgeber vorlecjt oder zurück- 
giht (§ 29). 

(2) Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer von dem 
Arbeitslohn für den Monat Ja^yar eines Kalender¬ 
jahres, abweichend von der Vorschrift, des 
Absatzes 1, nach den Eintragungen auf der ihm 
vorliegenden Lohnsteuerkarte für das vorher¬ 
gehende Kalenderjahr berechnen, wenn der Arbeit¬ 
nehmer den Arbeitslohn im voraus erhalt und die 
nach § 34 Abs. 1 maßgebende Lohnsteuerkarte für 
das neue Kalenderjahr bis zur Zahlung des Arbeits¬ 
lohns nicht vorgelegt hat. Einen nach Vorlegung der 
Lohnsteuerkarle lur das neue Kalenderjahr erfor¬ 
derlichen Ausgleich in der Lohnsteuerberechnung 
lür den Monat Januar kann der Arbeitgeber bei den 
Zahlungen des Arbeitslohns lür die Monate Februar 
oder März vornehmen. Dabei sind Änderungen oder 
Ergänzungen der Lohnsteuer'karte (§§ 17 bis 27) für 
das neue Kalenderjahr schon vom 1. Januar ab zu 
berücksichtigen, auch wenn die Änderung (Ergän¬ 
zung) erst im Laute des Monats Januar eingetragen 
worden ist, cs sei denn, daß die Änderung (Ergän¬ 
zung) nach der Einlragung auf der Lohnsteuerkarte, 
erst von einem späteren Zeitpunkt, an gilt (§ 27 
Abs. 2 Salze 2 und 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 sind auf 
Arbeitnehmer, für die nach dem §§ .'iß bis 40 oder 
nach einer mit Zustimmung des Bundesrates erlas¬ 
senen Anordnung der Bundesregierung keine Lohn- 
steuerkarten auszuschreiben sind, nicht anzuwenden. 
Dies gilt, lür die nach § 40 beschränkt. Steuerpflich¬ 
tigen nur dann, wenn das Finanzamt dem Arbeit¬ 
geber bescheinigt, daß der Arbeitnehmer als be¬ 
schränkt. lohnsleuorpflidilig zu behandeln ist. Die 
Bescheinigung ist vom Arbeitgeber als Beleg zum 
Lohnkon l.o ai i! zu bew ab reu. 

§ 38 

Im Ausland wohnhafte Beamte und teilende 
Angestellte 

(5 14 Alis. 2, 3 SlAnpG) 

(ti Deutsche öffentliche Beamte, die ihren Dienst¬ 
ort im Ausland haben, sind wie» Personen zu behan¬ 
deln, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt an dem 
Ort haben, an dem sich die inländische öffentliche 
Kasse befindet, die die Dienslbezüge zu bezahlen 
hat. Die leitenden Angestellten eines inländischen 
Unternehmens (eines Unternehmens, das seine 
Geschäflsleitung oder seinen Sitz im Inland hat), 
die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben, sind wie Personen 
zu behandeln, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
an dem Ort traben, an dem sich die Geschäftsleitung 


oder der Sitz des inländischen Unternehmens 

befindet, 

(2) Für die im Absatz 1 genannten Arbeitnehmer 
sind keine Lohnstcuerkarton auszuschreiben. Die 
Lohnsteuer richtet sich nach der Steuerklasse, die 
für den Arbeitnehmer maßgebend ist (§§ 7, 8, 18 
und 34). Der Arbeitnehmer ist berechtigt, die für 
die Anwendung der Steuerklassen maßgebenden 
Verhältnisse durch eine amtliche Bescheinigung 
nachzuweisen. 

(3) Weisen die im Absatz 1 genannten Arbeit¬ 
nehmer nach, daß bei ihnen die Voraussetzungen 
vorliegen, unter denen nach §§ 20 bis 27 Beträge 
vom Arbeitslohn steuerfrei bleiben dürfen, so stellt 
das für den Arbeitgeber zuständige Finanzamt auf 
Antrag des Arbeitnehmers eine den Vorschriften 
des § 27 entsprechende Bescheinigung aus. Auf 
Grund dieser Bescheinigung darf der Arbeitgeber 
in entsprechender Anwendung des § 28 die beschei¬ 
nigten Beträge steuerfrei lassen 

• § 39 

entfällt, 
i 

§ 40 

Beschränkt Steuerpflichtige 

(§ 1 Abs. 2 und 3, §§ 49, 50 EStG) 

(1) Beschränkt lohnsteuerpflichtig sind Arbeit¬ 
nehmer, die im Inland weder einen Wohnsitz noch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, soweit sie 
nicht zu den nach § 38 unbeschränkt Steuerpflich¬ 
tigen gehören. Sie unterliegen der beschränkten 
Steuerpflicht, wenn die nichtselbständige Arbeit im 
Inland ausgeübt oder verwertet wird oder worden, 
ist, oder wenn der Arbeitslohn aus inländischen 
öffentlichen Kassen, einschließlich der Kassen der 
Deutschen Bundesbahn und der Bank deutscher 
Länder, mit Rücksicht auf ein gegenwärtiges oder 
früheres Dienstverhältnis gewährt wird. Bei Per¬ 
sonen, die im Inland weder einen Wohnsitz noch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, die aber im 
Inland eine literarische (schriftstellerische) oder 
künstlerische Tätigkeit ausüben, wird von den 
Bezügen aus dieser Tätigkeit ohne Rücksicht auf die 
Gestaltung der Vertragsverhältnisse im einzelnen 
Lohnsteuer erhoben 

(2) Die Arbeit (Tätigkeit) ist im Inland ausgeübt, 
wenn der Arbeitnehmer im Inland persönlich tätig 
geworden ist. Die Arbeit, ist im Inland verwertet, 
wenn sie zwar nicht im Inland persönlich ausgeübt 
wird, aber ihr wirtschaftlicher Erfolg der inlän¬ 
dischen Volkswirtschaft unmittelbar zu dienen be¬ 
stimmt ist. Auch Einkünfte aus nichtselbsländiger 
Arbeit von Schiffspersonal auf deutschen Schiffen 
unterliegen der beschränkten Steuerpflicht, soweit 
nicht unbeschränkte Steuerpflicht gegeben ist. 

(3) Die Lohnsteuer bemißt sich bei beschränkt 
steuerpflichtigen Arbeitnehmern (Absatz 1) nach 
der Steuerklasse und nach den Kinderermäßigungen^ 
die nach Kenntnis des Arbeitgebers für den Arbeit¬ 
nehmer maßgebend sind (§§ 7, 8, 18 und 34). Der 
Arbeitnehmer ist berechtigt, die Verhältnisse, die 
für die Anwendung der Steuerklasse und für die 
Gewährung der Kinderermäßigung maßgebend sind, 
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dem Arbeitgeber durch eine amtliche Bescheinigung 
michzuweisen, 

(H Macht ein besdnänkl: slettei piüüitiqei- Arbeit¬ 
nehmer (Absatz I) qlmibhall, daß seine Werbungs¬ 
kos ton, die beim Arbeitslohn zu borüdcsicihtigen 
sind, 212 Deutsche Mark jährlich oder die Sonder¬ 
ausgaben #18 Deutsche Mark jährlich übersteigen, 
so ist der ü’ixesioiqenrk: Betrag für die Lohnsteuer- 
beieduumg von dem Arbeitslohn. abzuzielven. Die 
Vorschriften der §t> 25, 25 a und 26 sind nicht 
anwendbar. Die biiftruguruj des steuerfreien Betrags 
auf der Lohnsl.eiierkarl.e wird du ich die Ausschrei¬ 
bung einer Bescheinigung durch das Finanzamt 
ei setzt, die den Vorschriften des § 27 entspricht. 
Der Arbeitnehmer muh diese Bescheinigung dem 
Arbeitgelrer voi legen. 

(5| Die VoisehiiIton der Absätze 1 bis 4, aus¬ 
genommen Absal./, 4 Satz 2, gellen entsprechend 
Für Arbeitnehmer, die weder einen Wohnsitz noch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet, 
aber einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen 
.Aulen I ba 11 in einem zum Inland gehörenden Gebiet 
haben, in dem Personen mit. Wohnsitz Oder gewöhn¬ 
lichem Aufenthalt, im Bundesgebiet als beschränkt, 
einkommensteuen>11 ichiig heliandelt werden. 

(6) Der an ausländische Arbeitnehmer gezahlte 
Arbeitslohn unterlieg! nicht der Lohnsteuer, wenn 
es sich, um eine Arbeitsleistung von nur vorüber¬ 
gehender Dauer während des Aufenthalts eines 
deutschen Schi Kos m einem ausländischen Hafen 
handelt. 

C V o v w (' n ci vi n g 

cl e r e i n b o. h <t i I. <•: ti e n L o h n. s I. e u o r 
(§§ 4t 1) t s 46) 

§ 41 

Abführung der Lohnsteuer 

(§ 58 FS'k'.j, 

$1) Der Arbeitgeber hat, die embehallene Lohn¬ 
steuer in einem Betrag an die Kasse des Finanz¬ 
amts der Betriebet,litte oder an eine von der Ober» 
ßnanzdireklion bestinuuLo Kasse abzuführen. Die 
einbehaltene Lohnsteuer darf nicht an Kassenhilfs¬ 
stellen abgeführl. werden. Der Arbeitgeber muß 
auf denn Znhhmgsahschnitt angeben oder durch 
seine Geldanstait. angebon lassen: die Steuer* 
numiner, das Wort „Lohnsteuer" und den Zeitraum, 
für den die Lohnsteuer entheb alten worden ist. Die 
Namen dm Arbeitnehmer, mit die der abgeführte 
Lohnsteuerbetrag entlälli, sind nicht anzugeben. 

(2) Die Lohnsteuer ist abzulühren: 

1. spätestens am zehnten Tag nach Ablaut 
eines jeden. Kalendennonats, wenn, die 
oinbohdlteno Lohnsteuer im letzten voran¬ 
gegangenen Kalender Vierteljahr monatlich 
durehschni111 ich mehr als 50 Deutsche Mark 
betragen 1ml; 

2. spätestens am zehnten Tag nach Ablauf 
eines jeden Kalenderviei leljahres, wenn die 
oinbehall.ene Lohnsteuer im letzten voran- 
gega ngc>nen Ka 1 enderv ierlei jali r monaUich 
durchsdini!11ich nicht mehr als 50 Deutsche 
Mark bc'lragen hat. 


Hat der Betrieb im letzten vorangegangenen 
Kalendervierteljahr noch nicht bestanden, so richtet 
sich der Zeitpunkt für die Abführung der Lohn¬ 
steuer danach, ob die einbehaltene Lohnsteuer im 
ersten vollen Kalendermonat nach Eröffnung des 
Betriebs den Betrag von 50 Deutsche Mark über¬ 
stiegen (Ziffer 1) oder nicht überstiegen (Ziffer 2) hat. 

(3) Das Finanzamt kann von einem Arbeitgeber, 
der die Lohnsteuer nach den Vorschriften im Ab¬ 
satz 2 vierteljährlich abzuführen hat, monatlich;: 
Abführung verlangen, wenn das zur Sicherstellung 
der nichtigen Abführung der Lohnsteuer erforder¬ 
lich ist. 

§ 42 
entfällt. 

§ 43 

Betriebstätte 

(§ 38 EStG) 

Betriebs täfle toi Sinn dieser Verordnung ist cL r 
Betrieb oder Teil des Betriebs des Arbeitgebers, 
in dem die Berechnung des Arbeitslohns und der 
Lohnsteuer vorgenommen wird und die Lohnsteuer¬ 
karten der Arbeitnehmer aufbewahrt werden. Ais 
Betriebs lalle gilt auch der Heimathafen deutscher 
Handelsschiffe, wenn die Reederei im Inland keine 
Niederlassung hat. 

§ 44 

Lohnsteueranmeldung 

(§ 38 EStG) 

(1) Der Arbeitgeber hat unabhängig davon, ob 
die einbehalterie Lohnsteuer an die Kasse des 
Finanzamts abgeführt worden, ist, der Kasse des 
Finanzamts der Betricbst.ätt.c eine Lohnsteueranmei- 
düng zu übersenden: 

1. bei monatlicher Abführung der Lohnsteuer 
(§ 41 Abs. 2 Ziff. 1 und Abs. 3) spätestens 
am zehnten Tag nach Ablauf eines jeden 
Kalendermonats, 

2. bei vierteljährlicher Abführung der Lohn¬ 
steuer (§ 41 Abs. 2 Ziff. 2) spätestens am 
zehnten Tag nach Ablauf eines jeden 
Kalendervierteljahres. 

Der Arbeitgeber hat in der Lohnsteuernmeldung 
nach bestem Wissen und Gewissen zu versichern, 
wieviel Lohnsteuer er im Kalendermonat (Ziffer 1) 
oder im Kalendervierteljahr (Ziffer 2) einbehalten 
hat. Die Lohnsteueranmeldung ist durch den Arbeit¬ 
geber oder durch eine Person, die zu seiner Ver¬ 
tretung rechtlich befugt ist, zu unterschreiben. Vor¬ 
drucke zu den Lohnsteueranineldungen werden den 
Arbeitgebern auf Antrag durch das Finanzamt 
kostenlos geliefert. 

(2) Der Arbeitgeber muß die Lohnsteueranmel¬ 
dung auch dann abgeben, wenn er in dem Anmel¬ 
dungszeitraum Lohnsteuer nicht einzubehalten hatte. 
Der Arbeitgeber hat in diesem Fall in der Lohnsteuer¬ 
anmeldung zu bescheinigen, daß er im Anmeldungs- 
zeitraum keine Lohnsteuer einzubehalten hatte. Der 
Arbeitgeber wird von der Verpflichtung zur Ab¬ 
gabe weiterer Lohnsteueranmeldungen befreit, wenn 
er Arbeitnehmer, für die nach § 31 ein. Lohnkont.o 
zu führen ist, nicht mehr beschäftigt und das dem 
Finanzamt niitleiH. 
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. (3) Das Finanzamt der Betriebslatte hat den 
rechtzeitigen Eingang der Lohnsteueranmeldungen 
zu überwachen. Es kann bei nicht rechtzeitigem 
Eingang der Lohnsteueranmeldungen einen Zu¬ 
schlag nach § 168 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung 
festsetzen, erforderlichenfalls den Eingang der Lohn¬ 
steueranmeldung nach § 202 der Reichsabgaben¬ 
ordnung erzwingen. 

§ 45 

Unregelmäßigkeiten bei der Abführung 

(§ 38 EStG) 

Bleiben die fälligen Zahlungen (§ 41) eines 
Arbeitgebers aus oder erscheinen die geleisteten 
Zahlungen auffallend gering und hat auch eine 
besondere Erinnerung keinen Erfolg, so hat das 
Finanzamt den säumigen Betrieb nach §§ 50 und 
folgende außer der Reihe zu prüfen und gegebenen¬ 
falls die Abführung der einbehaltenen Lohnsteuer 
nach §§ 325 und folgende der Reichsabgabenord¬ 
nung zu erzwingen. Pas Finanzamt kann von einer 
Prüfung des Betriebs außer der Reihe absehen, die 
Flöhe der rückständigen Lohnsteuer nach § 217 der 
Reichsabgabenordnung schätzen und den Arbeit¬ 
geber in Höhe des geschätzten Rückstandes haft¬ 
bar machen (§ 46). 

§ 46 

Haftung 

(§ 38 Abs. 3 EStG, § 116 AO) 

(1) Der Arbeitnehmer ist beim Lohnsteuerabzug 
Steuerschuldner. Der Arbeitgeber haftet aber für 
die Einbehaltung und Abführung der vom Arbeits¬ 
lohn einzubehaltenden Lohnsteuer. Übereignet der 
Arbeitgeber seinen Betrieb, so haftet der Erwerber 
neben ihm für die Lohnsteuer, die seit dem Beginn 
des letzten vor der Übereignung liegenden Kalender¬ 
jahres an das Finanzamt abzuführen war. 

(2) Der Arbeitnehmer (Steuerschuldner) wird nur 
in Anspruch 'genommen, 

1. wenn der Arbeitslohn nicht vorschrifts- 
mäßig gekürzt worden ist, 

2. wenn der Arbeitnehmer weiß, daß der 
Arbeitgeber die einbehaltene Lohnsteuer 
nicht vorschriftsmäßig abgeführt hat und 
dies dem Finanzamt nicht unverzüglich 
mitteilt, 

3. wenn der Arbeitnehmer die ihm nach § 7 
Abs. 10 und § 8 Abs. 4 obliegende Ver¬ 
pflichtung, die Berichtigung der Lohn- 
steuerkarte zu beantragen, nicht recht¬ 
zeitig erfüllt hat, 

4. wenn die Voraussetzungen für die Nach¬ 
forderung von Lohnsteuer nach § 20 b vor¬ 
liegen. 

(3) Gegen die in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Personen ist im Fall der Lohnsteuernachforderung 
ein schriftlicher Bescheid zu erlassen. Dieser muß 
außer der Höhe der nachgeforderten Lohnsteuer 
enthalten: 

1. eine Belehrung darüber, daß der Einspruch 
binnen eines Monats zulässig ist und daß 
der Einspruch bei dem Finanzamt ein¬ 
zulegen ist, das den Bescheid erlassen hat, 


2. die Grundlagen für die Festsetzung der 
Lohnsteuer, soweit sie dem Steuerpflich¬ 
tigen noch nicht mitgeteilt sind, 

3. eine Anweisung' wo und wann die Steuer 
zu entrichten ist (Leistungsgebot). 

(4) Eines Bescheids und eines Leistungsgebols 
bedarf es nicht, wenn der nach Absätzen 1 und 2 
zur Zahlung Verpflichtete vor dem Finanzamt oder 
dem mit der Nachprüfung des Steuerabzugs Beauf¬ 
tragten des Finanzamts seine Verpflichtung zur 
Zahlung der Lohnsteuer schriftlich anerkannt oder 
der Arbeitgeber über die von ihm einbehaltene, 
aber nicht abgeführte Lohnsteuer eine Lohnsteuer¬ 
anmeldung (§ 44) abgegeben hat. Dem Erwerber 
eines Betriebs ist im Fall des Absatzes 1 Satz 3 
ein Bescheid auch dann zu erteilen, wenn die Lohn¬ 
steueranmeldung vorliegt. 

D. Sonstige Pflichten 
des Arbeitgebers (§§ 47 bis 49) 

§ 47 

Lohnsteuerbescheinigung 

(§ 42 EStG) 

(1) Der Arbeitgeber hat nach Ablauf des Kalender¬ 
jahres auf der Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers 
für das abgelaufene Kalenderjahr dem Vordruck 
auf der zweiten Seite der Lohnsteuerkarte ent¬ 
sprechend zu bescheinigen, während welcher Zeit 
der Arbeitnehmer im abgelaufenen Kalenderjahr 
bei ihm beschäftigt gewesen ist und wieviel in 
dieser Zeit der Arbeitslohn (einschließlich Sach¬ 
bezüge) und die davon einbehartene Lohnsteuer 
(sowie gegebenenfalls Kirchensteuer) betragen 
haben (Lohnsteuerbescheinigung). Der ermäßigt 
besteuerte Arbeitslohn für eine Tätigkeit, die sich 
über mehrere Jahre erstreckt (§ 31 Abs. 3 Ziff. 4) 
und die Vergütungen für Arbeitnehmererfindungen 
(§ 31 Abs. 3 Ziff. 5) sowie die von den bezeich- 
neten Bezügen einbehaltene Lohnsteuer sind je 
gesondert anzugeben. Steuerfreie Bezüge (§§ 4 bis 6, 
§ 32 a) sind nicht anzugeben. Der Zeitraum, für den 
die besondere Besteuerung wegen Nichtvorlegung 
der Lohnsteuerkarte nach § 37 vorzunehmen war, 
ist zu vermerken. Der Arbeitgeber hat am Schluß 
der Lohnsteuerbescheinigung, dem Vordruck ent¬ 
sprechend, die Merkmale der Lohnsteuerkarte des 
Arbeitnehmers für das 'folgende Kalenderjahr ein¬ 
zutragen. 

(2) Endet das Dienstverhältnis vor dem 31. De¬ 
zember des Kalenderjahres, so hat der Arbeitgeber 
die Lohnsteuerbescheinigung schon bei Beendigung 
des Dienstverhältnisses auszuschreiben. Der Vor¬ 
druck für die Merkmale der Lohnsteuerkarte des 
Arbeitnehmers für das folgende Kalenderjahr bleibt 
in diesem Fall unausgefüllt. 

(3) Das Finanzamt kann auf Antrag zulassen, daß 
Arbeitgeber, bei denen die üblichen Verhältnisse 
des Wirtschaftszweigs es mit sich bringen, daß vor¬ 
übergehend stoßweise eine im Verhältnis zur nor¬ 
malen Anzahl von Arbeitnehmern des Betriebs 
große Zahl von Aushilfskräften beschäftigt wird, 
deren Dienstverhältnis nur kurze Zeit dauert, oft 
sogar an demselben Tag beginnt und endet (Tage¬ 
löhner), von der Ausschreibung der Lohnsteuer- 
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bosrhoinigurq jeweils narb Beendigung des Dienst¬ 
verhältnisses (Absatz 2) für ihre Aushilfskräfte 
(Tagelöhner) absohen. Ja diesem Fall ist erst nach 
Ablauf des Kalenderjahres für jede im abgelaufenan 
Kalender j uh i bes.-bäl 11:;' gewesene Aushüfskr alt 
eine besondme J..ohiis!.eueri)esr.heinignng (Lohn- 
steuorüberweisungsblul.l:) dem Finanzamt der Be- 
triebställo einznsenden. (Lese Ermächtigung bezieht 
sich nur auf (!ie Aushilfskräfte (Tagelöhner), nicht 
dagegen am die s>Mistigen Arbeitnehmer des Be¬ 
triebs. Der Aiiieügeaer {tul nach Ablauf des 
Kalenderjahres ■ in ledifi:-'.<• i'üherwcisangsblatt 
dem F'-'enzaed fr J! cd :i e! »st.j! t.e auch dann zu 
übersenden, v- eiu! er für einen vor dem 31. De¬ 
zember ein- ss K Vcnder ed\ res ausgoschiedencn 
A rbeitnenni" r <■ulycyen der Vorschrift des Ab¬ 
is.! i 2 Lohnst- r.m Bescheinigung -nicht aus- 

g«H(hrie!)cn hat oder wem; dun für einen Arbeit¬ 
nehmer eine Lohnsl.euork.irte, gleichgültig aus 
•weihen G;'Sudan, nielfi voigc legen hat. Das Loflll- 
sleflrab'uweismrgslhal! hat die der Lohnsieuer- 
bcsdieiniyur.g craunuecli. c,ii n Angaben zu ent¬ 
halten. 

(4) Der A rbei l.geber hui. die Lohnsteucvbcsdieini- 
gung auf Cnirirl dor L int; ugungen in dem Lohn- 
konlo (§ 31) ciuszuschmiben. 

(5) Dem ArTeilnehmer ist jede Änderung der 
vom Arbeitgeber vorgenoui menen Eintragungen 

verboten. 

§ 48 

Lohnzeitel 

,§ -12 Imd.Gj 

(1) Der Asbcilgeber hat unbeschadet der Vor¬ 
schrift des § 47 nee:: Schluß des Kalenderjahres auf 
Grund der Ein! : .-.gangen im I.uhnkonto einen Lohn- 
zelfel iSszuschrc ihc.n: 

1. ohne; besondere Aufforderung für einen 
Arbei I nehmer, dessen Arbeitslohn im voran- 
gegang- r:en Kalenderjahr 24 000 Deutsche 
Mark übe m!i.-ncii link Bei einem Arbeit¬ 
nehmer, der nur wahrend eines Teils dos 
Kalenderjahres ’n i dem Arbeitgeber be¬ 
schäftigt v/a r, ist für die Frage, ob der 
A.rbeiisluln 24 imd Deutsche Mark im 
Killende sin k r üb-uwEe/jen hat, der Arbeits¬ 
lohn aul einen vor len Jahresbelrag am- 
■/.urerhiier ■ 

2. ohne; lau:.and, ;<■ Auifou’err.ng ;ür einen 
Arbei Lu eh mer, 

<>) aul dessen (ersie'r) Lohnsleuerkarte die 
AussEn rc ikung einer zweiten oder wei¬ 
teren Lolmsleiu-ikarlc vermerkt ist, 
bj dessen l cdinsleuerkarle als zweite oder 
wciHue Lohnsl merk arte bezeichnet ist. 

In diese u ! allen ist auf dem Lohnzettel an- 
kugelen: Mehrere Lohn.steuerkarten “; 

3. auf Antrag für einen. Arbeitnehmer, dessen 
Arbeitslohn im vorangegangenen Kalender¬ 
jahr 24 000 Deutsche Mark nicht über¬ 
stiegen hat, wenn der Arbeitnehmer zur 
Einkommensteuer veranlagt wird. 


(2) Im Lohnzellel sind je gesondert anzugeben: 

1. der gezahlte Arbeitslohn und die davon 
einbehaltene Lohnsteuer (§ 31 Abs. 3 
Ziff. 2), 

2. die gezahlten steuerfreien Bezüge (§§ 4 
bis 6, § 32 a), 

3. der ermäßigt besteuerte Arbeitslohn für 
eine Tätigkeit, die sich über mehrere 
Jahre erstreckt, und die davon ein behal¬ 
tene Lohnsteuer (§ 31 Abs. 3 Ziff. 4), 

4. die Vergütungen für Arbei ln ehmere vf in- 
dungen und die davon einbehallene Lohn¬ 
steuer (§ 31 Abs. 3 Ziff. 5). 

(3) Die nach Absatz 1 Ziffern 1 und 2 ausgeschrie¬ 
bener, Lohnzellel sind spätestens am 15. Februir 
des folgenden Kalenderjahres an das Ihr den ArbeiL- 
nehmer nach seinem Wohnsitz (gewöhnlichen Auf¬ 
enthalt) zuständige Finanzamt zu übersenden. Vor¬ 
drucke zu LohnzeUcirv werden den Arbeitgebern auf 
Antrag vom Finanzamt kostenlos geliefert. 

§ 49 

Behörden 

(§ 38 EStG) 

(1) Die Behörden und die sonstigen Körper¬ 
schaften des öffentlichen Rechts haben — wie alle 
sonstigen Arbeitgeber — die Lohnsteuer nach §§ 29 
bis 48 einzubehallen. Die öffentliche Kasse hat bei 
Auszahlung des Arbeitslohns die Rechte und Pflich¬ 
ten des Arbeitgebers im Sinn dieser Vorschriften. 

• 

(2) Wird ein Arbeitnehmer, der den Arbeitslohn 
im voraus für einen Zahlungszeitraum erhalten hat, 
während dieser Zeit einer anderen Dienststelle 
überwiesen und geht die Zahlung des Arbeitslohns 
auf die Kasse dieser Dienststelle über, so hat die 
früher zuständige Kasse in der Lohnsteuerbescheini¬ 
gung (§ 47) den vollen von ihr gezahlten Arbeits¬ 
lohn und die davon einbehaltene Lohnsteuer auch 
dann aufzunehmen, wenn ihr ein Teil des Arbeits¬ 
lohns von der nunmehr zuständigen Kasse erstattet 
wird. Die nunmehr zuständige Kasse hat den der 
früher zuständigen. Kasse erstatteten Teil des 
Arbeitslohns in die von ihr au szusdirerbende Lohn- 
steuerbescheinigung nicht aufzunehmen. 

(3) Die Oberfinanzdiiektionen können zulassen, 
daß die von mehreren Kassen einer Verwaltung 
einbehaltene Lohnsteuer an -die Kasse eines Finanz¬ 
amts, an die Oberfinanzkasso oder unmittelbar an 
eine übergeordnete Kasse abgeführt wird. Liegen 
die auszahlenden Kassen in mehreren Oberfinanz¬ 
bezirken eines Landes, so entscheidet die für 
die Finanzverwallung zuständige oberste Landes¬ 
behörde. 

(4) öffentliche Kassen haben alljährlich spätestens 
bis zum 31. Januar dem für sie zuständigen Finanz¬ 
amt ein Verzeichnis der außerhalb Deutschlands 
wohnenden oder sich aufhaltenden Personen zu 
übersenden, an die sie während des abgelaufenen 
Kalenderjahres regelmäßig wiederkehrende Bezüge 
mit Rücksicht auf eine gegenwärtige oder frühere 
Dienstleistung oder Berufstätigkeit gezahlt haban. 
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V. Nachprüfung des Lohnsteuerabzugs 
(§§ 50 bis 55) 

§ 50 

Außenprüfung 

(§ 193 AO) 

Das Finanzamt überwacht die ordnungsmäßige 
Einbehaltung und Abführung der Lohnsteuer durch 
eine Prüfung (Außenprüfung) sowohl der privaten 
als auch der offen LI ich-rechtlichen Arbeitgeber, die 
im Bezirk dos Finanzamts eine Betriebstätte unter¬ 
halten. Haushaltungen, in denen nur gering ent¬ 
lohnte Hausgehilfinnen beschäftigt werden, sind in 
der Regel nicht zu prüfen. 

§ 51 

Die Außenprüfung hat sich hauptsächlich darauf 
zu erstrecken, ob sämtliche Arbeitnehmer, auch die 
nicht ständig beschäftigten, und alle zum Arbeits¬ 
lohn gehörigen Einnahmen, gleichgültig in welcher 
Form sie gewährt werden, dem Steuerabzug unter¬ 
worfen werden und ob bei der Berechnung der 
Lohnsteuer von der richtigen Lohnhöhe aus¬ 
gegangen ist. 

§ 52 

(1) Für die Überwachung und Nachprüfung des 
Steuerabzugs ist beim Finanzamt eine Arbeitgeber¬ 
kartei nach den Bestimmungen der Buchungsord¬ 
nung für die Finanzämter oder eine Arbeitgeber¬ 
liste zu führen. 

(2) Die Außenprüfung ist planmäßig so zu ge¬ 
stalten, daß in einem von der Oberfinanzdirektion 
festzusetzenden Zeitabschnitt jede Betriebstätte 
mindestens einmal nachgeprüft wird. Die Ober¬ 
finanzdirektionen treffen auch die weiteren Anord¬ 
nungen über die Gestaltung der Außenprüfung. 

§ 53 

Verpflichtung des Arbeitgebers 

(§§ 193, 194, 195 AO) 

(1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, den mit der 
Nachprüfung des Steuerabzugs Beauftragten des 
Finanzamts, wenn sie einen mit Lichtbild und 
Dienststempel versehenen Ausweis der zustän¬ 
digen Finanzbehörde vorlegen, das Betreten der 
Geschäftsräume in den üblichen Geschäftsstunden 
zu gestatten und ihnen die erforderlichen Hilfsmittel 
(Geräte, Beleuchtung) und einen angemessenen 
Raum oder Arbeitsplatz zur Erledigung ihrer Auf¬ 
gaben zur Verfügung zu stellen. 

(2) Die Arbeitgeber und ihre Angestellten haben 
dem Beauftragten des Finanzamts Einsicht in die 
von ihnen aufbewahrlen Lohnsleuerkarten der 
Arbeitnehmer, in die nach § 31 vorgeschriebenen 
Aufzeichnungen und in die Lohnbücher der Betriebe 
sowie in die Geschäftsbücher und Unterlagen zu 
gewähren, soweit dies nach dem Ermessen des 
Prüfenden für die Feststellung der den Arbeitneh¬ 
mern gezahlten Vergütungen aller Art und für die 
Lohnsteuerprüfung erforderlich ist. 

(3) Die Arbeitgeber haben ferner je.de zum Ver¬ 
ständnis der Buchaufzeichnungen vom Prüfenden 
verlangte Erläuterung zu geben. 


(4) Die Arbeitgeber haben auf Verlangen dem 
Beauftragten des Finanzamts auch über sonstige 
für den Betrieb tätige Personen, bei denen es 
bestritten ist, ob sie Arbeitnehmer des Betriebs 
sind, jede gewünschte Auskunft zur Feststellung 
ihrer Steuerverhältnisse zu geben. 

§ 54 

Verpflichtung des Arbeitnehmers 

(§ 193 Abs. 1 Satz 2 AO) 

(1) Die Arbeitnehmer des Betriebs haben dem mit 
der Prüfung Beauftragten jede gewünschte Aus¬ 
kunft über Art und Höhe ihres Arbeitslohns zu 
geben und auf Verlangen die etwa in ihrem Besitz 
befindlichen Lohnsteuerkarten (§ 29) sowie die 
Belege über bereits entrichtete Lohnsteuer vor¬ 
zulegen. 

(2) Der mit der Prüfung Beauftragte ist auch 
berechtigt, von Personen, bei denen es bestritten 
ist, ob sie Arbeitnehmer des Betriebs sind, jede 
Auskunft zur Feststellung ihrer Steuerverhältnisse 
zu verlangen. 

§ 55 

Mitwirkung der Versicherungsträger 

(§ 189 e AO) 

(1) Die Träger der Reichsversicherung haben den 
Finanzbehörden jede zur Durchführung des Steuer¬ 
abzugs und der den Finanzämtern obliegenden 
Prüfung und Aufsicht dienliche Hilfe zu leisten 
(§ 116 der Reichsversicherungsordnung). Insoweit 
finden die Vorschriften des § 142 der Reichsver¬ 
sicherungsordnung keine Anwendung. 

(2) über die Zusammenarbeit der Finanzämter 
mit den Trägern der Reichsversicherung treffen die 
Oberfinanzdirektionen mit diesen die näheren Ver¬ 
einbarungen. 

VI. Übergangs- und Schlußbestimmungen 
(§§ 56 bis 58) 

§ 56 

Anrufungsauskünfte 

Das Finanzamt der .Betriebstätte hat auf Anfrage 
eines Beteiligten darüber Auskunft zu geben, ob 
und inwieweit im einzelnen Fall die Vorschriften 
über die Lohnsteuer anzuwenden sind. 

§ 57 

Zuständigkeit in besonderen Fällen 

Soweit für die Zuständigkeit der Gemeinde¬ 
behörde oder des Finanzamt« der Wohnsitz des 
Arbeitnehmers maßgebend ist, ist bei Arbeitneh¬ 
mern, die im 'Inland keinen Wohnsitz haben, dar 
Ort ihres inländischen gewöhnlichen Aufenthalts, 
und bei Arbeitnehmern, die im Inland weder einen 
Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben, sowie bei den in § 40 Abs. 5 bezeichneten 
Arbeitnehmern der Ort der Betriebstätte maß¬ 
gebend, bei der der Arbeitnehmer beschäftigt ist. 
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Anwendungszeilraum 

(1) Die vorstehende Fassung dieser Verordnung 
Ist, vorbehaltlich der Vorschriften in den Absätzen 
2 bis 4, erstmals für den Arbeitslohn anzuwenden, 
der für einen Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, 
der nach dein 81. Dezember 1950 endet. Bei sonsti¬ 
gen, insbesondere, einmaligen Bezügen sind die 
Vorschriften erstmals auf den Arbeitslohn an¬ 
zuwenden, der dein. Arbeitnehmer nach dem 31. De¬ 
zember 1950 zufließt. Die Vorschriften in § 52 Ab¬ 
sätzen 7 und 8 des ninkonrmensteuergeselzes in der 
Fassung von 17. Januar 1952 (Brmdesgesetzbl. I 
S. 33) bleiben unberührt. 

(2) Die Vorschrift: in § 20 Abs. 2 Salz 4 ist auf 
Aul Wendungen anznwemlen, die nach dem 30. Juni 
1951 gemacht werden. 

(3) Für Lohnzahhmgszeiträume, die im Kalender¬ 
jahr 1951 enden, ist § 25 a Abs. 1 der Lohnsleuer- 
Dnrchführungsverordnung 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 698) mit der Maßgabe anzuwenden, daß als 
Spätheimkehrer die Personen anzusehen sind, die 
nach dem 30. September 1948 aus Kriegsgefangen¬ 


schaft heimgekehrt sind. Hinsichtlich des § 25 a 
Abs. 1, des § 31 Abs. 2 Ziff. 2, Abs. 3, des § 47 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Sätze 4 und 5 und des § 48 
Abs. 2 in der vorstehenden Fassung dieser Verord¬ 
nung gilt Absatz 1 Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe, 
daß jeweils an die Steile des 31. Dezember 1950 
der 31. Dezember 1951 tritt. Soweit in diesen Vor¬ 
schriften die Behandlung der Vergütungen für 
Arbeilnehmererfindungen und der davon einbehal¬ 
tenen Lohnsteuer geregelt ist, gelten diese Vor¬ 
schriften ab 13. Juni 1951. 

(4) Die Vorschriften des § 32 a gelten erstmals 
für den Arbeitslohn, der für einen Lohnzahlungs- 
zeitraurn gezahlt wird, der nach dem 30. Juni 1951 
beginnt. 

(5) Soweit in den §§ 31, 47 und 48 der Lohn¬ 
steuer-Durchführungsverordnung 1950 (Bundes¬ 
gesetzbl. S. 698) die gesonderte Angabe des 
Mehrarbeitslohns ohne die Mehrarbeitszuschläge 
und der davon einbehaltenen Lohnsteuer gefordert 
wird, sind diese Vorschriften für den Mehrarbeits¬ 
lohn ohne die Mehrarbeitszuschläge nicht mehr 
anzuwenden, der für einen Lohnzahlungszeitraum 
gezahlt wird, der nach dem 30. Juni 1951 beginnt. 


Bekanntmachung 
der Aufhebung von Vorschriften 
des Gesetzes über die Stellung des Landes Berlin 
im Finanz system des Bundes (Drittes Überleitungsgesetz) 
durch die Alliierte Hohe Kommision. 

Vom 31. Januar 1952. 

Die Alliierte Hohe Kommission hat durch Anord¬ 
nung vom 17. Januar 1952 (Amtsblatt der Alliierten 
Hohen Kommission vom 25. Januar 1952 S. 1468) 
folgende Worte und Bestimmungen dos Gesetzes 
über die Stellung des Landes Berlin im Finanzsystem 
des Bundes (Drittes überlcitungsgesetz) vom 4. Ja¬ 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) gemäß § 5 des 
geänderten Besatzungsstatuts außer Kraft gesetzt: 

1. das Wort „übrigen" in den §§ 3 Abs. 2, 10 
Abs. 4, 12 Abs. 1, 13 Abs. 1, 14, 15 Abs. 1, 17; 

2. den gesamten § 11; 

3. die Worte „als Bundesrecht" in § 12 Abs. 3 
und in der Überschrift der Anlage 2; 

4. den gesamten Absatz 3 des § 13; 

5. die Worte „als solches" und „als Bundesrecht“ 
in § 14. 

Dies wird namens der Bundesregierung hiermit 
bekanntgemacht. 

Bonn, den 31. Januar 1952. 

Der Bundesminister der Finanzen 
Schaffer 
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Berichtigung 

In § 7 Abs. 1 der Fimflen Durchführungsverord¬ 
nung zum Gfclreidogeselz — Abgabeordnung für 
die Mühlcnstclle — vom 17. Dezember 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 977) muß es statt „§§ 325 und 381" 
heißen „§§ 325 bis 381“. 

Bonn, den 31. Januar 1952. 

D or ßu n des m i nis1e l für Ernährung, 
L a n d w i r I. s c h a f t u n d F orsten 

Im Auftrag 
Dr. B a a t h 


Berichtigung 

In § 5 Abs. 1 des Gesetzes über Preise für Ge¬ 
treide inländischer Erzeugung für das Getreidewirt¬ 
schaftsjahr 1951/52 und über besondere Maßnahmen 
in der Getreide- und Futtermittelwirtsdiaft vorn 
21. Juli 1951 (Bundesgesetzblatt I S. 451) muß es 
statt „für Erzeugerstalion" richtig heißen „frei Er¬ 
zeugerstation". 

Bonn, den 13. Februar 1952. 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Im Auftrag 
Dr. G a r e i s 


Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § I Abs. 2 des Gesetzes über Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 (Bun- 
desgosel/.bl. S. 23) wird auf die folgenden im Bundesanzeiger verkündeten Rechtsverordnungen nach¬ 
richtlich hingewiesen: 


Rechts Verordnungen 


Tag des Verkündet im 

Inkraft- Bundesanzeiger 

tretens Nr. vom 


Verordnung der Ohnrfinan/.direklion München über die fest- 


lecfuncj der ZoHsI.raßen und Zolhmdungsplütze im Oberfinanz¬ 
bezirk München. Vom 7. Dezember 1951. 

1.2. 52 

2! 

31. 1. 52 

Verordnung der Oberfinanzdii oklion Nürnberg über die Fest¬ 
legung der ZoUslmften im Oburlinanzbezirk Nürnberg. Vom 

9, Januar 1952. 

1. 2. 52 

21 

31. 1.52 

Veroiduung PK Nr. 7/52 zur Änderung der Verordnung PR 

Nr. 51/50 und zur Bei eehnung der Prämien in der Kraftfahrlhaft- 
pfiieht- und Fahrzeug vollVersicherung bei schadensfreiem Verlauf 
der Verträge. Vom 25. Januar 1952. 

2. 2. 52 

22 

1.2.52 

Verordnung PR Nr. 8/52 über die Berechnung von Frachtmebr¬ 
aut Wendlingen bei Kali-Düngernitletn. Vom 30. Januar 1952. 

1. 1.52 

23 

2. 2. 52 

Verordnung PR Nr. 9/52 über Preise für Düngekalk in den Län¬ 
dern Bremen, Hamburg, Niede»Sachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz und Schleswig-! lolslein. Vom 31. Januar 1952. 

6. 2. 52 

24 

5. 2, 52 

Zweiter Erlaß über die Bestimmung der zuständigen Verwaltungs¬ 
behörde bei Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften des Wirt- 
schafl.ssichorungsgeset7.es und der zum Erlaß von Verfügungen 
nach der Verordnung BesalzungshedarJ ! ; 51 zuständigen Stelle. 

Vom 8. Februar 1952. 


29 

12. 2. 52 
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